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 Editorial

Ein klares Bekenntnis zu Markt  
und Wettbewerb

Fachkräften oder die Entlohnung, die für 

die Pflege in den kommenden Jahren 

existentiell werden. Aber über allen The­

men sehe ich die grundsätzliche Frage: 

„Wie haltet Ihr es mit Markt und Wettbe­

werb in der Pflege?“ Wenn es dazu ein 

klares Bekenntnis gibt, dann lassen sich 

darunter auch viele Fragen im Konsens 

beantworten.

Leider hat es sich – wider besseres Wis­

sen – nicht bei allen herumgesprochen, 

dass Pflege ohne uns Private nicht mehr 

überall gewährleistet werden könnte. 

Das hat nicht zuletzt das Rothgang-Gut­

achten aus dem letzten Jahr mehr als 

deutlich gemacht. Und wie der Staat die 

auf bis zu 80 Milliarden Euro bezifferten 

Investitionen allein im Bereich der statio­

nären Pflege bis 2030 schultern soll, 

bleibt angesichts der Situation der  

öffentlichen Haushalte nicht nur mir ein 

Rätsel. Ohne privates Kapital, ohne un­

ternehmerisches Wagnis und ohne priva­

te Initiative wird Deutschland an den 

pflegerischen Herausforderungen der 

Zukunft scheitern. Ohne privates Enga­

gement im Wettbewerb, keine Innovati­

on. So einfach ist das.

Wir dürfen und müssen selbstbewusst 

klar machen: Ohne uns Private geht es 

nicht. Wir haben wirklich gute Argumente 

auf unserer Seite, völlig abgesehen von 

Millionen zufriedener Kundinnen und 

Kunden, deren Angehörigen und hun­

derttausender hoch motivierter Beschäf­

tigter. An diesen Wählerinnen und Wäh­

lern kann Politik nicht einfach so vorbei. 

Lassen Sie uns das Jahr nutzen, um für 

unser Engagement und unsere Zukunft 

zum Wohle der Pflegebedürftigen in un­

serem Land zu kämpfen. Das geht nur, 

wenn wir uns in die Diskussionen selbst­

bewusst einbringen. Andere werden das 

nicht für uns tun, das müssen wir schon 

selbst tun. 

Wir werden die Auseinandersetzung um 

diese Frage in den kommenden Monaten 

offensiv auf der Bundesebene angehen. 

Ich zähle darauf, dass Sie uns dabei vor 

Ort unterstützen und von sich aus die Ini­

tiative ergreifen. Machen wir die Bundes­

tagswahl 2017 auch zu einer Abstim­

mung darüber, ob Markt, Wettbewerb 

und private Initiative auch künftig eine 

Chance in der Pflege haben sollen.

Ihr

Bernd Meurer

Präsident

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer der-

zeit Debatten um die Pflege in Deutsch-

land verfolgt, gewinnt den Eindruck, im-

mer mehr politische Entscheidungsträ-

ger sehen Markt und Wettbewerb als 

schädlich an. Manch einer macht beide 

sogar für alle Defizite verantwortlich. Da 

schwadroniert Karl Lauterbach von der 

SPD darüber, dass „… französische Groß-

konzerne die Privatisierung der Altenpfle-

ge betreiben …“, obwohl er weiß, dass 

vor allem kleine und mittlere Betriebe die 

Grundversorgung sichern. Da erklärt die 

sozialdemokratische Ministerin aus Nie-

dersachsen, Cornelia Rundt, unumwun-

den „ … die Marktöffnung in der Pflege 

hatte gravierende negative Folgen … “, 

verschweigt dabei aber, dass viele ländli-

che Kommunen in ihrem Bundesland 

ohne uns private Anbieter schon längst 

Pflege-Notstandsgebiet wären. Aber 

auch Unionspolitiker sind nicht davor ge-

feit, eher staatswirtschaftliche als markt-

wirtschaftliche Positionen im Bereich der 

kommunalen Bedarfsplanung zu formu-

lieren.

Gut ein Jahr vor der nächsten Bundes­

tagswahl wollen und müssen wir uns als 

Verband wappnen. Schon jetzt werden in 

den Parteien die Weichen für die nächs­

ten vier Jahre in der Pflegepolitik ge­

stellt. Es gibt zahlreiche Einzelthemen, 

wie zum Beispiel die Gewinnung von 
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PSG III – letzte Etappe in einem großen Gesetzeswerk 
Letztes Paket in der Pflegeversicherung wird geschnürt
Interview mit Maria Michalk,  
Gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
und Mitglied im Bundesfachausschuss Gesundheit und Pflege der CDU, 
zum Pflegestärkungsgesetz III

Maria Michalk, Gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und Mitglied im Bundesfachausschuss 

Gesundheit und Pflege der CDU
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bpa.Magazin: In der Pflegeversicherung 

hat sich viel getan? 

Maria Michalk: Etwa 2,7 Millionen Men­

schen in Deutschland sind derzeit pflege­

bedürftig. Sie alle profitieren von den ver­

besserten Rahmenbedingungen, die das 

Pflegestärkungsgesetz I mit sich bringt. 

Seit Januar 2015 gibt es rund 1,4 Milliar­

den Euro pro Jahr zusätzlich, damit die 

Betreuung und pflegerische Versorgung 

in der eigenen Häuslichkeit besser unter­

stützt werden kann. Zunehmend mehr 

Menschen nutzen auch die erhöhten Zu­

schüsse für Umbauten, um länger im ge­

wohnten Umfeld bleiben zu können. Die 

Leistungen für Kurzzeit- und Verhinde­

rungspflege wurden ausgebaut und kön­

nen besser miteinander kombiniert wer­

den. Im stationären Bereich ist vor allem 

auf den verbesserten Betreuungsschlüs­

sel hinzuweisen, und zwar von 1:24 auf 

1:20. 

Mit dem Pflegestärkungsgesetz I wurde 

der Pflegeversicherungsbeitrag um 0,3 

Prozentpunkte erhöht. 2,4 Milliarden 

Euro davon gehen direkt in die Verbesse­

rung der Pflegeleistungen und 1,2 Milli­

arden werden jährlich in die Bildung ei­

nes Sonderfonds fließen. Dieser kann ab 

2035 eingesetzt werden, um übermäßige 

Beitragssteigerungen abzufangen. 

Im Zuge der Einführung des Zweiten 

Pflegestärkungsgesetzes wurde der Bei­

tragssatz nochmals um 0,2 Punkte er­

höht, sodass künftig fünf Milliarden 

Euro jährlich mehr für Pflegeleistungen 

zur Verfügung stehen. Dieses Pflege­

stärkungsgesetz II ist vor allem durch 

die Einführung des neuen Pflegebedürf­

tigkeitsbegriffs gekennzeichnet. Ent­

scheidend ist nicht mehr die Art der Er­

krankung, sondern das Maß der Selb­

ständigkeit. Damit ist auch das Potential 

an Rehabilitation besser erkennbar. 

Weiterhin ein wichtiger Aspekt ist die 

Verbesserung sämtlicher Beratungsleis­

tungen im Recht der Pflegeversiche­

rung. Es werden Qualitätsstandards 

entwickelt, die bei einer Beratung einzu­

halten sind. 

Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe. Deshalb haben Kommunen 

und Länder nach dem Pflegeversiche­

rungsgesetz schon jetzt einen wichtigen 

Beitrag zu leisten. Diesen zu stärken bil­

det den Abschluss in der Pflegeversi­

cherungsgesetzgebung in dieser Legis­

laturperiode. Inzwischen liegt der Refe­

rentenentwurf zum Pflegestärkungsge­

setz III vor, der genau diesen Ansatz, die 

Kommunen in diesem Prozess hervor­

zuheben, aufgreift. 

bpa.Magazin: Wird es im PSG III eine 

kommunale Bedarfssteuerung geben? 

Maria Michalk: Der Grundsatz, die Ent­

wicklung einer Region unter ihren spezi­

fischen Gegebenheiten in den Blick zu 

nehmen, ist richtig. Diesen Grundsatz 

haben wir als Gesetzgeber u.a. bei der 

kleingliedrigeren Bedarfsplanung für die 

ambulante medizinische Versorgung mit 

dem Regionalisierungsaspekt stärker 

verankert. Und auch beim Präventions­

gesetz findet sich dieser Grundsatz mit 

dem Fokus auf die Lebenswelten wieder. 

Nach dem PSG III sollen Länder die Mög­

lichkeit erhalten, neue Gremien zur bes­

Pflege ist eine  
gesamtgesellschaftliche  

Aufgabe.  
Deshalb haben Kommunen  

und Länder nach dem  
Pflegeversicherungsgesetz  

schon jetzt einen wichtigen  
Beitrag zu leisten.
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seren Verzahnung der Versorgungsan­

gebote zu schaffen, zum Beispiel einen 

sektorübergreifenden Landespflegeaus­

schuss zu bilden. Und für die Koordinie­

rung der örtlichen pflegerischen Versor­

gung sind im Gesetzentwurf regionale 

Pflegeausschüsse vorgesehen. Für bei­

de Ausschüsse werden die Pflegekassen 

verpflichtet, die notwendigen Daten zur 

Pflegestrukturplanung bereit zu stellen. 

Das halte ich für richtig. Nur auf dieser 

Grundlage können Empfehlungen für 

die Versorgungs-, Vergütungs- und Rah­

menpläne einer Region erarbeitet wer­

den. Im Zusammenwirken mit städtepla­

nerischen Instrumenten sollen Sozial­

räume so entwickelt werden, dass pfle­

gebedürftige Menschen so lange wie 

möglich in ihrem gewohnten Umfeld 

verbleiben können. Den Kommunen 

kommt auf Grund ihres hohen sozial­

räumlichen Bezuges die Aufgabe zu, 

sich stärker in der aufsuchenden und 

begleitenden Pflegeberatung zu enga­

gieren. Es geht auch darum, die einzel­

nen Leistungserbringer mit ihren spezi­

fischen Angeboten zusammenzubrin­

gen. Sie müssen mehr voneinander 

wissen, um Synergieeffekte zu heben. 

Dazu sind bereits auf Landesebene mo­

dellhaft Erfahrungen gemacht worden. 

Bei meinem Besuch im Management 

des Pflegenetzwerks Oberlausitz habe 

ich das Potential einer solchen Herange­

hensweise erlebt. Ähnliche Modellvor­

haben sind im Gesetzentwurf jetzt ver­

teilt auf die Fläche unseres Landes vor­

gesehen. Von dieser Erprobung hängt 

viel für eine Verbesserung der künftigen 

Pflegeorganisation ab. 

bpa.Magazin: Weitere Beteiligung der 

Länder und Kommunen notwendig? 

Maria Michalk: Die Frage, welche weitere 

Beteiligung der Länder und Kommunen 

sinnvoll ist oder nicht, wird uns im Laufe 

des Gesetzgebungsprozesses intensiv 

beschäftigen. In keinem Fall darf hier al­

lein die finanzielle Beteiligung gesehen 

werden. In erster Linie denke ich persön­

lich an Sachleistungen. Das kann zum 

Beispiel die Bereitstellung von zentral 

gelegenen, gut erreichbaren Räumen für 

das vernetzte Beratungsangebot vor Ort 

sein. Das kann die Mitwirkung bei Publi­

kationen und Info-Material sein. Das 

kann auch die Übernahme von Telefon­

kosten sein. Hier kann ich mir vieles als 

Serviceleistung vorstellen. 

Kommunen können Pflegestützpunkte 

initiieren, wenn die Länder das vorse­

hen, so der Gesetzentwurf. Zur Arbeit 

und Finanzierung der Pflegestützpunkte 

sind jedoch Rahmenverträge unerläss­

lich, in die auch die kommunalen Spit­

zenverbände eingebunden sein müssen. 

Im Rahmen der kommunalen Selbstver­

waltung haben Kommunen ein dezidier­

tes Interesse zu wissen, welche Angebo­

te in ihrem Wirkungsbereich bestehen. 

Deshalb ist es folgerichtig, sie in Zukunft 

stärker einzubinden, wenn es um die 

häusliche Pflege, die Sicherung der Qua­

lität, die Absicherung der regelmäßigen 

Hilfeleistungen, auch im niedrigschwelli­

gen Bereich, geht. Das kann durch das 

Erbringen der Beratungsleistungen nach 

§ 37 (3) SGB XI erfolgen. Dieses zwangs­

weise zu regeln, halte ich nicht für er­

folgsversprechend. 

Ein weiterer Aspekt wird uns im Gesetz­

gebungsverfahren beschäftigen, nämlich 

die Frage nach den Schnittstellen zu den 

Leistungen der Eingliederungshilfe, da 

insbesondere die Leistungen der Betreu­

ung zu den Leistungen der Pflegeversi­

cherung gehören. Wo Leistungen nach 

dem Teilhabegesetz gewährt werden, 

sind Leistungen aus der Pflegeversiche­

rung nicht automatisch ausgeschlossen. 

Allerdings darf es keinen generellen „Ver­

schiebebahnhof“ zu Lasten der Sozialen 

Pflegeversicherung geben, die nach wie 

vor eine Teilversicherung ist. Hieraus wird 

sich sicherlich ein erhöhter Beratungsbe­

darf ergeben, den wir absichern müssen, 

und zwar ganz nach dem Motto, die Hilfe­

suchenden und ihre Angehörigen nicht 

mehr „von Pontius zu Pilatus zu schicken“, 

sondern eine kompetente Beratung aus 

einer Hand vor Ort zu haben. 

bpa.Magazin: Soll sich kommunale Pla­

nung in der Pflege auf das Schließen von 

Versorgungslücken beschränken oder 

sollen damit auch Beschränkungen für 

die Pflegeheime und Pflegedienste er­

möglicht werden? 

Maria Michalk: In vielen Regionen unseres 

Landes geht es immer noch darum, den 

erhöhten und weiter steigenden Bedarf an 

unterschiedlichen Hilfestellungen einer 

drohenden Pflegebedürftigkeit oder im 

akuten Pflegebedarf, sprich Versorgungs­

lücken zu schließen. Es ist und bleibt ein 

permanenter Prozess, denn die Situatio­

nen verändern sich ständig. Eine qualita­

tiv gute Pflegeinfrastruktur vorzuhalten, 

bleibt eine ständige Aufgabe. Je mehr die­

se Pflegeinfrastruktur kennen, desto bes­

ser für die Bevölkerung und für den Ein­

zelnen. Deshalb muss das Informations­

system allgemein besser werden. 

Im Zusammenwirken mit  
städteplanerischen Instrumenten sollen  

Sozialräume so entwickelt werden,  
dass pflegebedürftige Menschen  

so lange wie möglich in ihrem  
gewohnten Umfeld verbleiben 

können. 
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Zur Arbeit und Finanzierung der Pflege-
stützpunkte sind jedoch Rahmen-
verträge unerlässlich, in die auch die 

kommunalen Spitzenverbände 
eingebunden sein müssen. 

Da die Wahlfreiheit mit Blick auf den Leis­

tungsanbieter für die Entscheidung des 

Pflegebedürftigen und seiner Angehöri­

gen zum Kontext unserer sozialen Siche­

rungssysteme gehört, ist ein generelles 

Vorschreiben, wer ein Pflegeangebot 

machen darf oder nicht, ausgeschlossen. 

Natürlich müssen sich die Planungsgre­

mien damit auseinandersetzen, ob ein 

fünftes oder sechstes Pflegeheim in ei­

ner überschaubaren Region Sinn macht, 

oder ob der Ausbau der ambulanten 

Pflegedienste angezeigt ist. Bereits heu­

te wird von einzelnen Ländern das För­

derinstrument der Investitionszuschüsse 

für stationäre Pflegeheime als Steue­

rungsinstrument eingesetzt. Der Ausbau 

von Wohngruppen wird mit Investitions­

zuschüssen aus der Pflegeversicherung 

unterstützt. Das macht auch in Zukunft 

Sinn, weil es immer auf den persönli­

chen Bedarf ausgerichtet ist. 

In der Regel geht es heute eher darum, 

den Bedarf an Pflegedienstleistungen, 

einschließlich der notwendigen Pflege­

fachkräfte, in guter Qualität zu sichern. 

Sollten wir in absehbarer Zeit in be­

stimmten Regionen zu Überkapazitäten 

im Pflegeangebot kommen, d.h. Leer­

stand in Pflegeeinrichtungen haben, 

dann ist das eine Herausforderung für 

den Betreiber. Die Pflegeversicherung 

kann finanziell nur für den Pflegebedürf­

tigen in die Pflicht genommen werden. 

Kommunale Verantwortungsträger ha­

ben aber absolut kein Interesse, leerste­

hende oder ungenutzte Einrichtungen in 

ihrem Bestand zu haben. Deshalb ist es 

gut, wenn sie bei der Erörterung des 

Pflegebedarfes von Anfang an mit am 

Tisch sitzen. Vernetzte Pflegeplanung 

darf weder was mit Bevorzugung, noch 

mit Verboten zu tun haben, sondern mit 

gemeinsam verantworteten Entschei­

dungen.
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Über Erfolge und weitere Aufgaben in 

der Kooperation zwischen (Zahn-)Ärzten 

und Pflegediensten werden Vertreter von 

Pflege und (Zahn-)Ärzteschaft auf dem 

Hauptstadtkongress vom 8. bis 10. Juni 

2016 in Berlin diskutieren. Bernd Meurer, 

Präsident des Bundesverbandes privater 

Anbieter sozialer Dienste (bpa) und Dr. 

Wolfgang Eßer, Vorsitzender des Vor-

standes der KZBV geben uns einen Vor-

geschmack auf die Diskussion.

bpa-Magazin: Sind Sie zufrieden mit 

dem bisher Erreichten bei der zahnärztli­

chen Versorgung Pflegebedürftiger und 

der Kooperation zwischen Zahnärzten 

und Pflegeeinrichtungen?

Dr. Wolfgang Eßer: Die Zahnärzte neh­

men die neuen seit 2014 bestehenden 

Kooperationsmöglichkeiten gut an. Wir 

verzeichnen Stand heute über 2.700 Ko­

operationsverträge zwischen Zahnärzten 

und Pflegeeinrichtungen nach dem SGB V. 

Uns sind keine Probleme in der Umset­

zung bekannt. Das liegt auch daran, dass 

wir uns vor den Verhandlungen mit dem 

GKV-Spitzenverband intensiv mit den 

Trägerverbänden der Pflegeeinrichtun­

gen über die Bedarfe aus Sicht der Pflege 

ausgetauscht haben. 

In
te

rv
ie

w

„Alleine schaffen wir das nicht“ 
Interview mit Dr. Wolfgang Eßer und Bernd Meurer

Bernd Meurer: Wir sind auf einem guten 

Weg. Dort, wo Kooperationen eingegan­

gen wurden, werden sie mit Leben erfüllt 

und sind für alle drei Seiten – Pflegebe­

dürftige, Zahnärzte und Pflegeeinrich­

tungen – ein Gewinn. Die Pflegeheime 

haben erkannt, dass sie mit dieser zu­

sätzlichen Dienstleistung ein wichtiges 

Signal auch im Vergleich zu anderen Ein­

richtungen senden. Insgesamt trägt die 

Zusammenarbeit zwischen den Pflege­

einrichtungen und den Zahnärzten vor 

Ort zu einer deutlichen Verbesserung der 

zahnärztlichen Versorgung der Pflegebe­

dürftigen bei.

bpa-Magazin: Wo gibt es noch Verbesse­

rungspotential?

Dr. Wolfgang Eßer: Durchaus noch aus­

baufähig ist die aufsuchende Versorgung 

in der eigenen Häuslichkeit. Dass der 

Zahnarzt auch zu den Pflegebedürftigen 

nach Hause kommt ist noch zu wenig be­

kannt. Daher haben wir u.a. zusammen 

mit dem bpa einen Flyer erstellt, um Be­

troffene, Angehörige und ambulante 

Pflegedienste auf diese Möglichkeit auf­

merksam zu machen. Die Krankenkassen 

informieren hier bisher viel zu wenig und 

kommen ihrer Informationspflicht nicht 

ausreichend nach. Zudem scheinen die 

wirtschaftlichen Anreize für die aufsu­

chende Betreuung noch nicht ausrei­

chend zu sein. 

Bernd Meurer: Wir wollen noch stärker 

deutlich machen, dass gesunde Zähne 

oder gepflegter und gut angepasster 

Zahnersatz im Alter die Voraussetzung für 

eine schmerzfreie und freudige Nahrungs­

aufnahme und damit eine Grundlage für 

Lebensqualität ist. Unsere ambulanten 

Pflegedienste unterstützen gerne dieses 

Projekt und weisen verstärkt auf die Haus­

besuche von Zahnärzten hin. Wir können 

die Zahl der Kooperationsverträge sicher 

noch deutlich erhöhen. Es ist schnell zu 

erkennen, dass es dort, wo Kooperationen 

auch auf Landesebene beschlossen und 

durch eine entsprechende Öffentlichkeits­

arbeit auf allen Seiten begleitet wurden, 

mehr lokale Zusammenarbeit gibt und 

das gemeinsame Projekt der Kooperati­

onsverträge auch bekannter ist. 

bpa-Magazin: Was trägt die Pflege zur 

Mundgesundheit der Patienten bei?

Dr. Wolfgang Eßer: Die meisten Pflege­

kräfte erleben wir als extrem engagiert. 

Mundgesundheit hat in der Pflege mitt­

lerweile einen größeren Stellenwert er­

fahren. Das freut uns als Zahnärzte na­

türlich. Klar ist: Alleine schaffen wir das 

nicht. Die Kooperation führt zum Erfolg. 

Die Einbindung der Pflege in die Mund­

hygiene ist für die Mundgesundheit un­

erlässlich. Die Motivation zur täglichen 

Mundhygiene muss von der Pflege be­

ziehungsweise Angehörigen kommen, 

die den Patienten täglich betreuen.

bpa-Magazin: Wie erleben Sie die Zu­

sammenarbeit mit den Zahnärzten?

Bernd Meurer: Die Zusammenarbeit funk­

tioniert gut. Die zahnärztliche Versorgung 

Die Einbindung der Pflege 
in die Mundhygiene ist für die 
Mundgesundheit unerlässlich. 

Dr. Wolfgang Eßer

Wolfgang Eßer, Vorsitzender des 

Vorstandes der KZBV
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wird von den pflegebedürftigen Men­

schen gut angenommen und sie erweist 

sich für alle Beteiligten als ein Modell, das 

auch für andere Facharztbereiche weg­

weisend sein kann. Wir lernen auch ge­

genseitig voneinander und dies hilft der 

Pflege, aber auch den Zahnärzten im Um­

gang mit pflegebedürftigen Patientinnen 

und Patienten und sorgt für ein besseres 

Verständnis untereinander. 

bpa-Magazin: Was kann die Politik dazu 

beitragen, um die Versorgung zu verbes­

sern und den Zugang zu vereinfachen?

Dr. Wolfgang Eßer: Die aufsuchende Be­

treuung ist ein wichtiger Beitrag zum 

konkreten Abbau von Barrieren. Das 

heißt aber nicht, dass nicht auch der Bar­

rierenabbau insgesamt gefördert wer­

den muss, insbesondere in den Arzt- und 

Zahnarztpraxen. Wir brauchen eine Ge­

genfinanzierung der erheblichen Kosten 

für den Praxisumbau. Das können zum 

Beispiel KfW-Mittel sein. Zinsgünstige 

Kredite helfen uns dabei allerdings nicht 

weiter. 

Bernd Meurer: Wir machen deutlich, was 

an Zusammenarbeit möglich ist, wenn 

es einen gemeinsamen guten Willen 

gibt. Dafür würde ich mir einen zusätzli­

chen finanziellen Anreiz wünschen, der 

auch ein Mehr an Unterstützung durch 

unsere Pflegeeinrichtungen ermöglicht. 

Mit den Zahnärzten machen wir vorbild­

lich vor, was an Kooperation möglich ist. 

Das würde ich mir mit Unterstützung der 

Politik auch von anderen Fachbereichen 

wünschen.

Abrechnung Software Beratung Marketing

DIGITALE ABRECHNUNG 
FÜR DATENKÖNIGE

Beste Datenqualität, vereinfachte Buchhaltung

SELECT CLASSIC

CONNECT

Überzeugte Selbstabrechner wissen: mit den eigenen vorhandenen Ressourcen und einer zuverlässigen Software kann die Abrechnung 

 erfolgreich umgesetzt werden. Für alle, die zusätzlich ihre Buchhaltung einfacher und ihre Liquidität planbar machen wollen, hat opta data  

jetzt einen Tarif für die digitale Abrechnung entwickelt: den Connect-Tarif! 

Das Besondere: Status-Meldungen zu Absetzungen und Zahlungen werden digital in Ihre Sofware übertragen. Und wenn sich Ihr Bedarf an 

Abrechnungsleistungen ändert? Dann nutzen Sie unsere Tarifvielfalt und wechseln einfach in unsere neuen Tarife Select oder Classic.

www.optadata-gruppe.de – 0201 / 31 96 0

bpa-magazin_Connect_210x148,5_Juni.indd   1 17.05.16   13:46

Anzeige

Am 9. Juni 2016 von 14:30 bis 16:00 Uhr diskutieren die Parlamentarische 

Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz, MdB, Dipl.-Med. Regina Feldmann 

(KBV-Vorstand), Manfred Mauer (Leiter bpa-Landesgeschäftsstelle Hessen) so­

wie Dr. Wolfgang Eßer (KZBV-Vorstandsvorsitzender) zum Thema „(Zahn-)Ärzt­

liche Kooperationen mit Pflegeheimen – viel erreicht, viel zu tun!“ unter der 

Moderation von Herbert Mauel (bpa-Geschäftsführer) im City Cube der Messe 

Berlin.

Das vollständige Programm des Hauptstadtkongresses können Sie unter 

http://www.hauptstadtkongress.de/ einsehen.
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PSG III, Kommunen entdecken  
die Pflege wieder
Fördern oder verhindern, was ist die künftige 
Aufgabe?
Von Herbert Mauel 

Variante a: „Es kann nicht die Aufgabe 

der Kommune sein, eine verbindliche 

Pflegebedarfsplanung umzusetzen. Das 

habe ich massiv verhindert. Nicht die 

Kommune, sondern die Vielfalt der An-

bieter hat nach der Marktöffnung in den 

letzten Jahren dazu beigetragen, dass 

neue bedarfsgerechte Angebote vor Ort 

entstanden sind.“

Variante b: „Mit dem dritten Pflegestär­

kungsgesetz (PSG III) stärken wir die 

kommunale Ebene. Denn gerade die 

Kommunen unterstützen ältere, pflege­

bedürftige oder behinderte Menschen 

und ihre Familien schon jetzt in vielfälti­

ger Form. Mit dem PSG III werden Kom­

munen besser am Auf- und Ausbau von 

Angeboten im Alter beteiligt.“

Variante c: „Im Ergebnis hätte ich mir aber 

noch etwas mehr Mut bei allen Beteilig­

ten gewünscht, um den Kommunen 

mehr Kompetenzen und mehr Ressour­

cen an die Hand zu geben als bislang. 

Ganz besonders hätte ich mir vorstellen 

können, dass die Ergebnisse einer kom­

munalen Pflegestrukturplanung hinsicht­

lich Über- und Unterversorgung unmit­

telbar mit den Zulassungsvoraussetzun­

gen für neue Angebote verzahnt werden 

und einen noch höheren Grad der Ver­

bindlichkeit erhalten.“

Unterschiedlicher können die Einschät­

zungen der politisch Beteiligten für das 

nun vorliegende Pflegestärkungsgesetz 

III (PSG III) wohl kaum ausfallen. Offen­

kundig treten hier unterschiedliche Er­

wartungen zu Tage. Wer nun glaubt, der 

Gesetzentwurf sei eindeutig und nicht 

Ausdruck eines recht frei interpretierba­

ren Kompromisses, sieht sich mit den 

vorgesehenen gesetzlichen Regelungen 

leider schnell bestätigt. Letztlich geht es 

um die einfache Frage, ob der Wettbe­

werb der Anbieter mit einem breit gefä­

cherten Angebot dem pflegebedürftigen 

Menschen die Auswahl zwischen Pflege­

angeboten und Anbietern erst ermögli­

chen soll oder aber ob die Kommune 

Strukturen organisiert, welche dem pfle­

gebedürftigen Menschen dann beibrin­

gen sollen, was gut für ihn sei. 

Wer setzt sich nun für welche Lösung 

ein? Der Pflegebeauftragte Karl-Josef 

Laumann spricht in Variante a für eine 

wettbewerbliche Ausrichtung. Hilde 

Mattheis und Mechthild Rawert sehen 

im dritten Pflegestärkungsgesetz eine 

Stärkung der kommunalen Ebene und 

loben den möglichen Ausbau der Bera­

tung, Variante b. Die Katze aus dem Sack 

lässt Sabine Bätzing-Lichtenthäler mit 

ihrem Plädoyer in Variante c für die un­

mittelbare Bedarfssteuerung durch die 

Kommunen.

Schon 2014 positionierte der bpa sich 

eindeutig zur Rolle der Kommunen. „Aus 

Sicht des bpa ist die Rolle der Kommu­

nen ausreichend klar beschrieben. Sie 

sollen dafür sorgen, dass regional ein 

breit gefächertes pflegerisches Angebot 

bereitsteht und somit die pflegebedürfti­

gen Menschen und ihre pflegenden An­

gehörigen das für sie passende Angebot 

tatsächlich auswählen können. Aufgabe 

der Kommunen darf dabei weder die  

Bedarfssteuerung der Angebote noch  

die Fallsteuerung der pflegebedürftigen 

Herbert 

Mauel 

Menschen sein. Es ist kein Risiko der 

Kommunen, wenn ein Dienstleister ei­

nen Pflegedienst, eine Tagespflege, eine 

Wohngemeinschaft oder ein Pflegeheim 

anbietet. Die Kommune ging und geht 

hier keine Auslastungsgarantie ein; das 

Risiko für ein bedarfsgerechtes Angebot 

war und bleibt beim Träger. Aufgabe der 

Kommunen muss es sein, Versorgungs­

lücken zu erkennen und diese zum Wohle 

der Pflegebedürftigen zu schließen. Als 

Anbieter dieser fehlenden Leistungen 

müssen sie deshalb nicht auftreten. Die 

vergangenen Interventionen der Bun­

desländer und der Kommunen hatten 

häufig eine unerwünschte Nebenwir­

kung, nämlich lang anhaltende Wettbe­

werbsverzerrung.“

Der Gesetzentwurf scheint nun ein ent­

schiedenes Sowohl-als-auch vorzuse­

hen. Demnach könnte wohl jede Kom­

mune entscheiden, ob und in welchem 

Umfang sie in die Bedarfssteuerung ein­

steigt. Hier sei nur daran erinnert, dass 

damit offenbar keinerlei finanzielle Ver­

antwortung der Kommunen begründet 

werden soll. Vor diesem Hintergrund 

könnte die Diskussion um weitere bera­

tende Pflegestützpunkte durchaus als 

Ablenkungsmanöver taugen.
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Bundesteilhabegesetz
Inklusion ermöglichen, leistungsfähige Angebote erhalten
Von Herbert Mauel 

Zeitgleich mit dem Pflegestärkungsgesetz III (PSG III) wurde 

der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und 

Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundes

teilhabegesetz – BTHG) vorgelegt. Das BTHG muss sich u.a. an 

folgenden Zielen messen lassen:

•	� Dem neuen gesellschaftlichen Verständnis einer inklusiven 

Gesellschaft soll durch einen neu gefassten Behinderungs-

begriff Rechnung getragen werden.

•	� Leistungen sollen wie aus einer Hand erbracht und zeitin-

tensive Zuständigkeitskonflikte der Träger untereinander 

sowie Doppelbegutachtungen zulasten der Menschen mit 

Behinderungen vermieden werden.

•	� Die Position der Menschen mit Behinderungen im Verhält-

nis zu den Rehabilitationsträgern und den Leistungserbrin-

gern soll durch eine ergänzende unabhängige Teilhabebera-

tung gestärkt werden.

•	� Die Anreize zur Aufnahme einer Tätigkeit auf dem allgemei-

nen Arbeitsmarkt sollen auf persönlicher und institutionel-

ler Ebene verbessert werden.

•	� Die Möglichkeiten einer individuellen und den persönlichen 

Wünschen entsprechenden Lebensplanung und -gestaltung 

sollen unter Berücksichtigung des Sozialraumes bei den 

Leistungen zur sozialen Teilhabe gestärkt werden.

•	� Gleichzeitig soll die Steuerungsfähigkeit der Eingliede-

rungshilfe verbessert werden, um keine neue Ausgabendy-

namik entstehen zu lassen und den insbesondere demogra-

phisch bedingten Ausgabenanstieg in der Eingliederungs-

hilfe zu bremsen.

Erreicht werden soll das vor allem durch eine konsequent per­

sonenzentrierte Ausrichtung der Eingliederungshilfe. Die not­

wendige Unterstützung erwachsener Menschen mit Behinde­

rung soll dabei nicht mehr an einer bestimmten Wohnform, 

sondern unter ganzheitlicher Perspektive am notwendigen in­

dividuellen Bedarf ausgerichtet sein. Hierfür sollen die mit dem 

SGB XII zaghaft begonnenen Schritte einer Trennung von Fach­

leistung und von Leistungen zum Lebensunterhalt durchgän­

gig gegangen werden. Die Eingliederungshilfe konzentriert 

sich künftig auf die reinen Fachleistungen. Die Leistungen zum 

Lebensunterhalt einschließlich Wohnen sollen wie bei Men­

schen ohne Behinderungen nach dem 3. oder 4. Kapitel des 

SGB XII bzw. nach dem SGB II erbracht werden. Die Gliederung 

nach ambulanten, teilstationären und vollstationären Leistun­

gen wird deshalb für erwachsene Menschen mit Behinderun­

gen aufgegeben. Bestehende Betreuungsmöglichkeiten in 

Wohnformen, wo Menschen mit Behinderungen zusammenle­

ben, werden erhalten. Unter Berücksichtigung des Wunsch- 

und Wahlrechts wird auch künftig jeder erwachsene Mensch 

mit Behinderung entsprechend seinen individuellen Bedarfen 

wohnen und sein Leben gestalten können.

Soweit die Planung des Gesetzgebers. Dabei dürfen aber eine 

Vielzahl offener Umsetzungsfragen nicht außer Acht gelassen 

werden. So ambitioniert z.B. der Verzicht auf die Unterscheidung 

zwischen ambulanten, teilstationären und stationären sein mag, 

darf hier nicht der Eindruck entstehen, es ginge vor allem dar­

um, möglichst hohe Leistungen aus der Pflegeversicherung ak­

quirieren zu können. Bisher liegt nahezu kein belastbares Hand­

werkszeug vor, um den tatsächlichen Hilfebedarf tatsächlich und 

verlässlich in ein belastbares Raster von Fachleistungsstunden 

zu überführen. Nun wird eine komplett neue Form der künftigen 

Hilfegewährung an die Wand gemalt und dabei ggf. das heutige 

sehr leistungsfähige System nicht als Teil des kommenden Ent­

wicklungsprozesses begriffen. Hieraus kann eine erhebliche Ver­

unsicherung entstehen nicht nur für Träger, sondern insbeson­

dere für betroffene Menschen, die auf Unterstützung angewie­

sen sind. Insofern muss der Gefahr struktureller Unterversor­

gung besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden.

Ein besonderes Augenmerk gilt einer sich abzeichnenden un­

geklärten Schnittstelle zwischen der Pflegeversicherung und 

der Eingliederungshilfe. Hier werden konkurrierende Leistun­

gen nicht verhindert, sondern wohl ausgebaut. Sollen etwa zur 

Entlastung der Eingliederungshilfe möglichst umfassend die 

Leistungen der Pflegeversicherung in Anspruch genommen 

werden? Alleine die kaum abzugrenzenden Zuständigkeiten 

für die Betreuung seien hier genannt, nachdem diese jüngst zu 

einer eigenständigen Leistung der Pflegeversicherung massiv 

ausgebaut wurde.

Politisch umstritten ist die vorgesehene Schiedsstellenfähigkeit 

der Leistungsvereinbarung. Künftig könnte der Sozialhilfeträ­

ger demnach neue Angebote nicht mehr durch den fehlenden 

Abschluss einer Leistungsvereinbarung verhindern. Für die be­

troffenen Menschen könnte das ein entscheidender Schritt zur 

faktischen Wahlfreiheit sein. Nicht übersehen werden darf aber, 

dass der Sozialhilfeträger künftig die komplette Steuerung von 

der Bedarfsfeststellung bis zur Bewilligung anstrebt.
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Gute Arbeit nicht in Misskredit bringen
In den letzten Wochen hat es eine breite Berichterstat-

tung über sogenannte Missstände in der Pflegebranche 

gegeben. Da gab es zum einen konkrete Verdachtshin-

weise gegen bandenmäßigen Betrug und zum anderen 

Vorwürfe, Sozialversicherungsbeiträge für die Beschäftigung 

von Selbständigen in Pflegeheimen bei der Vermittlung von 

Personalserviceagenturen nicht ordnungsgemäß entrichtet zu 

haben.

bpa bietet seine Mitarbeit an
Von Bernd Tews

Zur Einordnung der Berichterstattung über kriminelles 

Verhalten im Bereich der ambulanten Pflege von einzel-

nen russischen Pflegediensten hat der bpa deutlich ge-

macht, dass diese nur möglich sind, wenn Angehörige, 

Pflegebedürftige und Pflegedienste in betrügerischer Ab-

sicht zusammenwirken. Denn alle Leistungen müssen 

von den Pflegebedürftigen und den Pflegekräften täglich 

abgezeichnet und der Pflegekasse monatlich mit der 

Rechnung vorgelegt werden. Die Leistungen, die zulasten 

der Krankenversicherung erbracht werden, sind zusätz-

lich vorab vom Arzt zu verordnen und durch die Kranken-

kassen zu genehmigen. Zudem finden regelmäßig Quali-

täts- und Rechnungsprüfungen im Auftrag der Pflegekas-

sen und Krankenkassen statt. Art, Umfang und Menge 

der Krankenpflegeleistungen werden vom Arzt verordnet 

und von der Krankenkasse genehmigt. Es gibt kleinteilige 

Kontrollen und nur durch ein gemeinsames kriminelles 

Handeln sind die aufgezeigten Fälle überhaupt möglich.

Es ist bedauerlich, dass durch kriminelle Machenschaften 

einzelner nun hunderttausende Beschäftigte und tausen­

de ambulante Dienste, die tagtäglich gewissenhaft und 

professionell kranke Menschen pflegen, in Verruf gera­

ten. Das nicht zu rechtfertigende Fehlverhalten weniger 

darf nicht dazu führen, dass die gute Arbeit des weit 

überwiegenden Teils der Pflegedienste in Misskredit bei 

der Bevölkerung gebracht wird und die pflegebedürfti­

gen Menschen durch pauschale Verdächtigungen und un­

differenzierte Berichterstattung – weder den Medien noch 

dem BMG lag seinerzeit der Bericht des BKA vor – verun­

sichert werden. 

Die Kontrollinstrumente sind vorhanden, sie müssen nur 

konsequent angewandt werden und dann auch zu den 

schon bisher möglichen Sanktionen führen. Das Aufde­

cken der kriminellen Machenschaften ist im bisherigen Kont­

rollsystem ermöglicht worden. Der bpa begrüßt es, wenn nun 

im Zuge der Berichterstattung die Staatsanwaltschaften so pro­

fessionalisiert werden, dass sie in der Lage sind, betrügerische 

Machenschaften aufzudecken und strafrelevant zu verfolgen. 

Von den Krankenkassen- und Sozialhilfeträgern erwartet der 

bpa, dass den Gerichten die Beweise vorgelegt werden und bei 

nachgewiesenen kriminellen Machenschaften unverzüglich an­

gemessen reagiert wird. 

Der bpa bietet seine Mitarbeit an, jetzt zu analysieren, wie die 

umfassend vorhandenen Kontroll- und Sanktionsmechanis­

men zur Aufdeckung von Straftaten besser genutzt werden 

können. Schnellschüsse aus der Hüfte schüren dagegen Angst 

und Misstrauen. 

Der bpa appelliert auch an die Angehörigen der Pflegebedürf­

tigen, sich nicht auf unseriöse Machenschaften einzulassen, 

sondern solches Ansinnen direkt zur Anzeige zu bringen. Der 

bpa warnt davor, nun alle Pflegedienste, die eventuell von rus­

sischstämmigen Bürgerinnen und Bürgern gegründet wurden, 

unter Generalverdacht zu stellen. Eine ganze Bevölkerungs­

gruppe zu verunglimpfen, hilft nicht weiter.
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Fachkräftemangel plündert Pflegeeinrichtungen
Von Herbert Mauel

Im Zuge von Verfahren gegen mindestens zwei Personalagen-

turen aus Schleswig-Holstein, die bei dem allseits bestehen-

den Fachkraftmangel mit der Vermittlung von scheinbar selbst-

ständigen Pflegekräften ein neues Geschäftsmodell etabliert 

haben, ermitteln die Staatsanwaltschaften Kiel und Lübeck 

gegen Verantwortliche von 181 Alteneinrichtungen aller Träger-

gruppen in Schleswig-Holstein. In anderen Bundesländern 

wird offenbar gegen weitere 56 Träger ermittelt. Dabei geht es 

um das Vorenthalten von Arbeitsentgelt an die Sozialversiche-

rungsträger. Die Pflegekräfte sollen als Scheinselbstständige 

gearbeitet haben, so der Vorwurf. 

Immer wieder waren Träger von Pflegeeinrichtungen gezwun­

gen, auf Mitarbeiter aus der Zeitarbeit oder auf die Angebote 

selbstständig tätiger Pflegefachkräfte einzugehen. Für die Trä­

ger der Pflegeeinrichtungen kam dies schon alleine deshalb 

nur im absoluten Ausnahmefall in Betracht, da regelmäßig 

mehr als der doppelte Betrag im Vergleich zu einem normalen 

Gehalt gezahlt werden musste. Bei diesen hohen Beträgen 

wurde davon ausgegangen, dass die eingesetzten Personen 

die Sozialversicherungsbeiträge selber oder über die vermit­

telnde Agentur abführten. Nun zeigt sich offenbar, dass dies 

nur für die Zeitarbeit geschah. 

Die Pflegebetriebe sehen sich deshalb mit hohen Forderungen 

der Sozialversicherungsträger konfrontiert, die sehr schnell 

2.000 Euro und mehr pro Monat betragen können. Die Pflege­

einrichtungen sollen somit für die Sozialbeiträge der Selbstän­

digen eintreten, welche im Nachhinein als Scheinselbstständi­

ge eingestuft werden. Ein Stück aus dem Tollhaus ist es aber, 

Betreibern vorzuwerfen, sie hätten ihr eigenes Personal in sol­

che Verträge gedrängt. Schon allein betriebswirtschaftlich er­

gibt das keinen Sinn. Hier haben sich einige Landespolitiker in 

offen demonstrierter Unkenntnis an die Öffentlichkeit gewandt, 

ohne sich damit zu profilieren.

Das Geschäftsmodell der selbstständigen Pflegefachkräf­

te ist damit krachend gescheitert; allerdings mit erhebli­

chem finanziellem Schaden für die Pflegeeinrichtungen. 

Die Lehre kann nur sein, von jeder Beschäftigung der vor­

geblich Selbstständigen konsequent abzusehen. 
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Nächster Teil der Pflegereform:  
Drittes Pflegestärkungsgesetz (PSG III)
Von Bernd Tews  

Mit dem Ersten Pflegestärkungsgesetz 

wurde das Leistungsspektrum der ge-

setzlichen Pflegeversicherung im ersten 

Schritt ausgeweitet und ein Pflegevor-

sorgefonds eingerichtet.

Mit dem Zweiten Pflegestärkungsgesetz 

wird zum Januar 2017 der neue Pflegebe­

dürftigkeitsbegriff eingeführt und damit 

soll der Zugang zu Leistungen – unabhän­

gig davon, ob die Pflegebedürftigkeit, ko­

gnitiv, psychisch oder körperlich bedingt 

ist – gewährt werden. Aus den bisherigen 

Pflegestufen werden Pflegegrade und die 

Leistungsbeträge werden ambulant teils 

deutlich erhöht. Die Betreuungsleistun­

gen werden zu Regelleistungen.

Kern des PSG III

Mit dem aktuellen Dritten Pflegestär­

kungsgesetz soll die kommunale Ebene 

gestärkt und das SGB XI und das SGB XII 

(Sozialhilfe) harmonisiert werden. Die 

Kommunen wollen und sollen im Rah­

men ihrer Zuständigkeiten zukünftig 

stärker – insbesondere an der Beratung 

und Anleitung im Rahmen der pflegeri­

schen Versorgung – beteiligt werden. 

Gleichzeitig wird das SGB XII (Sozial­

hilfe) angepasst. Im Kern werden die Re­

gelungen aus dem PSG II auf das SGB 

XII übertragen. Der neue Pflegebedürf­

tigkeitsbegriff sowie die Leistungen wer­

den weitgehend übernommen. Gleich­

zeitig wird der Vor- oder Nachrang der 

beiden Gesetze sowie zur Eingliede­

rungshilfe, die in einem weiteren Gesetz 

vollständig überarbeitet wird (Bundes­

teilhabegesetz), neu geregelt.

In den vergangenen Jahren hat sich nach 

Auffassung des Bundes und der Länder 

gezeigt, dass es Verbesserungspotenzial 

bei der Pflege vor Ort, insbesondere in 

Bezug auf Koordination, Kooperation 

und Steuerung gibt.

Viele Pflegebedürftige und Angehörige 

finden sich mit der Vielzahl an Regelungen 

und Hilfsangeboten zur Pflege nicht zu­

recht. Nach Auffassung von Bund, Ländern 

und Kommunen sollen daher die Pflege­

stützpunkte stärker beratend zur Verfü­

gung stehen und dazu ausgebaut werden.

Dem Gesetzentwurf zufolge sollen bun­

desweit 60 Modellvorhaben auf den Weg 

gebracht werden, in denen die Kommu­

nen nicht nur die Pflegeberatung über­

nehmen, sondern zugleich auch Men­

schen mit Behinderung die ihnen zuste­

henden Hilfen aufzeigen, die über die 

Sozialhilfe finanziert werden. Das Vorha­

ben ist zunächst auf fünf Jahre angelegt. 

Die Modellkommunen sollen die Gele­

genheit erhalten sämtliche Beratungs- 

und Schulungsleistungen des SGB XI 

anzubieten. Dazu gehören auch:

•	� die Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 

3 SGB XI,

•	� die Beratungen nach § 7a SGB XI 

durch Pflegestützpunkte und

•	� die Schulung und Anleitung nach  

§ 45 SGB XI.

Werden diese Leistungen durch die 

Kommunen angeboten, soll – mit Aus­

nahme der Pflegekurse und der häusli­

chen Anleitung nach § 45 SGB XI – das 

Wahlrecht der Versicherten eingeschränkt 

sein. Beauftragt die Kommune Dritte, 

dürfen alle zugelassenen Leistungser­

bringer die Leistung erbringen.

Die Kommunen sollen außerdem künftig 

die Initiative für die Einrichtung neuer 

Stützpunkte ergreifen. Finanziert werden 

sollen die Beratungsstellen zu jeweils ei­

nem Drittel von den Kommunen oder 

Ländern, den Krankenkassen und den 

Pflegekassen.

Ziel ist es, den Verbleib in der vertrauten 

häuslichen und familiären Umgebung so 

lange wie möglich zu unterstützen und 

ein selbstbestimmtes Leben zu gewähr­

leisten. Wie viele Pflegestützpunkte zu­

sätzlich entstehen sollen, lässt das Ge­

setz allerdings offen.

Insbesondere die vorgesehene Steue­

rung der Kommunen und die Einschrän­

kung der Wahlfreiheit der Pflegebedürfti­

gen und deren Angehörigen bei der Aus­

wahl an Pflegeangeboten stellt einen 

Eingriff in die Selbstbestimmung dar 

und bildet für die Einrichtungen und 

Dienste eine Wettbewerbsverzerrung. Es 

besteht die Gefahr, dass die Kommunen, 

als Kostenträger, die Belegung und Aus­

lastung der Einrichtungen lenken. Dies 

würde die Rückkehr zur Bedarfsplanung 

im Rahmen der kommunalen Haushalte, 

anstelle der Wahlfreiheit und einer Ange­

botsvielfalt, bedeuten.

Die Änderungen des SGB XII

Mit dem Gesetzentwurf sollen die Leis­

tungen des SGB XII mit denen des SGB 

XI harmonisiert werden. Der neue Pflege­

Bernd 

Tews
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bedürftigkeitsbegriff wird zukünftig auch 

im SGB XII angewendet, die neuen Pfle­

gegrade und das neue Begutachtungs­

verfahren sind dann auch dort verbind­

lich. Damit sind die Regelungen einheit­

lich und auch die Leistungen des SGB XI 

wurden in das SGB XII übernommen. 

Damit sind zukünftig auch nicht versi­

cherte Pflegebedürftige oder Personen, 

die weniger als voraussichtlich sechs Mo­

nate einen Pflegebedarf haben, ebenso 

wie Personen, bei denen die Leistungen 

des SGB XI nicht ausreichen, anspruchs­

berechtigt. Zukünftig werden die Leistun­

gen nach § 45b SGB XI (gegenwärtig 104 

Euro oder 208 Euro) nicht mehr auf die 

Sozialhilfeleistungen angerechnet. Sie 

sind nicht mehr vorrangig. Das persönli­

che Budget wird gestärkt und die Leistun­

gen nach der Hilfe zur Pflege werden 

pauschaliert. Bei der häuslichen Hilfe zur 

Pflege ist die Sachleistung nachrangig 

gegenüber der Geldleistung. Der An­

spruch soll in der Regel mit einem 10-Pro­

zent-Aufschlag auf die Sachleistungsbe­

träge pro Pflegegrad gedeckt sein. Nur 

im Einzelfall und nach gesonderter Prü­

fung wird ein höherer Anspruch gewährt.

Die Kernproblematik besteht allerdings 

darin, dass der neue Pflegebedürftigkeits­

begriff das Maß der Selbständigkeit er­

mittelt, nicht aber den Umfang und kon­

kreten Hilfebedarf. Der Pflegebedürftige 

hat – ebenso wie der Sozialhilfeträger – 

über das Begutachtungsverfahren keiner­

lei Anhaltspunkte für den eigentlichen 

Hilfebedarf, d.h. für den zeitlichen Um­

fang, der zum Ausgleich seines Hilfe- und 

Pflegebedarfs erforderlich ist. Der Sozial­

hilfeträger ist aber laut Gesetz zur Be­

darfsdeckung verpflichtet. Wie dieser Be­

darf aber genau ermittelt wird und wes­

halb eine Teilkaskoversicherung plötzlich 

regelhaft die Deckung von 90 Prozent des 

Bedarfs unterstellt, bleibt offen.

Hohe jährliche Subventionen  
für kommunales Pflegeheim
bpa verklagt Stadt Regensburg
Von Herbert Mauel 

Große Aufregung herrschte Ende April in der Stadtverwaltung Regens-

burg. Der bpa hat es „gewagt“, die Stadt wegen ihrer Subventionspraxis 

zu verklagen.

Der Klage vorausgegangen war ein Brief des bpa an die Verantwortli­

chen der Stadt Regensburg mit der Bitte um Aufklärung der Subventi­

onspraxis. Das rief den Regensburger Oberbürgermeister Joachim 

Wolbergs mächtig auf den Plan, der in einer wohl sehr emotionalen 

Pressekonferenz kräftig über die „Ungeheuerlichkeit“ herzog und gar 

die öffentliche Daseinsvorsorge in Gefahr sah. Er zeigte sich regelrecht 

verärgert, dass wir als Verband der privaten Anbieter die Subventi­

onspraxis der Stadt Regensburg klären lassen wollen. Neben der städ­

tischen Einrichtung bieten zahlreiche weitere Pflegeheime aller Träger­

gruppen seit vielen Jahren verlässlich ihre Leistung an; diese jedoch 

ohne Subventionen.

Wir sehen dieses Verfahren als Musterverfahren, denn uns geht es um 

den Umgang mit öffentlichen Mitteln, die in Millionenhöhe in ein Pfle­

geheim der Regensburg SeniorenStift gGmbH fließen. Tarifbindung, 

wie der Oberbürgermeister behauptet hat, kann dafür nicht der Grund 

sein, da diese Kosten bei den auskömmlichen Pflegesätzen und der 

guten Auslastung schon über den Pflegesatz finanziert sein müssten. 

Wenn dann trotzdem Verluste in Millionenhöhe aus Steuermitteln fi­

nanziert werden, wirft das Fragen auf.

Dass es in seiner Stadt und in der direkten Umgebung über 20 weitere 

Pflegeheime gibt, die offenbar gut wirtschaften, ohne am städtischen 

Tropf zu hängen, hatte der Rathauschef vor den Journalisten uner­

wähnt gelassen. Denn dann hätte er zur interessanten Frage der Wett­

bewerbsverzerrung Stellung nehmen müssen. Auch wenn wir Ver­

ständnis haben, dass ein Oberbürgermeister die Subventionspraxis 

seiner Stadt verteidigt, fehlt bisher eine schlüssige Erklärung für die 

Millionenzuschüsse, zumal die Pflegeversicherung regelt, dass Be­

triebskostenzuschüsse von der Pflegevergütung abzuziehen wären. 

Kein anderer Träger dürfte es sich leisten können, so defizitär zu arbei­

ten. Nun zeichnet sich eine gerichtliche Klärung der aufgeworfenen 

grundsätzlichen Fragen ab. Wir wollen vor Ort einen fairen Wettbe­

werb zwischen kommunalen, gemeinnützigen und privaten Trägern.
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Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 

für ein Gesetz zur Reform der Pflegebe-

rufe (Pflegeberufereformgesetz – PflB-

RefG) liegt vor. Ziel des Gesetzes ist die 

Sicherstellung der qualitativen Pflege-

versorgung. Der bpa stimmt mit dem 

Gesetzgeber darin überein, dass zu einer 

nachhaltigen Sicherung der Fachkräfte-

basis eine Reform der Pflegeausbildung 

gehört. Um die Pflegeberufe zukunftsge-

recht weiterzuentwickeln und attrakti-

ver zu gestalten, ist der vorliegende Ge-

setzentwurf allerdings nicht geeignet. 

Die mit dem Gesetzentwurf geplante 

Zusammenlegung der bisherigen drei 

Pflegeberufe zu einer sogenannten ge­

neralistischen Pflegeausbildung wird die 

Attraktivität der Pflege nicht steigern, 

Das Pflegeberufereformgesetz
Von Bernd Tews  

sondern zu einer Abschaffung der Alten­

pflege und einer Konzentration auf die 

Krankenpflege, weniger Praxis beim Trä­

ger der praktischen Ausbildung, höheren 

Abbrecherquoten bei der Ausbildung 

insbesondere durch Hauptschüler, einer 

Verflachung des Wissens, einer sinken­

den Zahl von Ausbildungsplätzen, einem 

Anstieg des Fachkräftemangels, höheren 

Kosten sowie zu mehr Bürokratie führen. 

Mit großem politischem Druck wird ver­

sucht, eine Vereinigung unterschiedli­

cher Ausbildungsberufe zu erzwingen. 

Die derzeitigen Rekordausbildungszah­

len in der Altenpflege würden hierbei 

aufs Spiel gesetzt und die bewährte Si­

cherstellung der pflegerischen Versor­

gung wäre gefährdet.

Die Finanzierung der geplanten Pfle­

geberufsausbildung wird von unter­

schiedlichen Institutionen kritisch ge­

würdigt. Vergleicht man die heute be­

stehenden Kosten für die Ausbildung 

mit denen, die für die Generalistik an­

gegeben werden, besteht eine De­

ckungslücke von rund 160 Millionen 

Euro. Um diesen Fehlbetrag auszuglei­

chen, müssen entweder 25.000 Ausbil­

dungsplätze pro Jahr wegfallen oder 

die Kosten werden für alle anderen 

Kostenträger der Ausbildung – d.h. die 

Länder, Pflegekassen, Krankenkassen, 

Krankenhäuser, Pflegeheime und Pfle­

gedienste – höher ausfallen. Nach Ein­

schätzung des bpa werden die geplan­

ten Neuregelungen für jeden Träger zu 

einem Mehraufwand führen, der unge­
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fähr dem Stellenumfang einer halben 

Pflegefachkraft (etwa 24.000 Euro p.a.) 

entspricht.

Auch die pflegebedürftigen Menschen 

werden künftig mit zusätzlichen Kosten 

für das Umlagesystem – zulasten ihrer 

ohnehin gedeckelten Teilleistungen aus 

der Pflegeversicherung – belastet. Des 

Weiteren werden ihnen die Schulkosten 

für die „Berufsschulen“ aufgebürdet.

Der Widerstand wächst

Mit seiner Kritik ist der bpa nicht allein: 

Der Widerstand gegen das geplante Pfle­

geberufsgesetz wächst. Zahlreiche Ver­

bände und Institutionen haben sich kri­

tisch zur geplanten Zusammenlegung 

der Pflegeberufe ausgesprochen, darun­

ter u.a. auch der Deutsche Gewerk­

schaftsbund und die Bundesvereinigung 

der Deutschen Arbeitgeberverbände.

Auch der Spitzenverband Bund der Kran­

kenkassen (GKV-SV) hält die vorgesehe­

ne Finanzierungssystematik für nicht 

hinnehmbar. Die erkennbare Tendenz der 

Quersubventionierung staatlicher Aufga­

ben, wie die Finanzierung der Schulkos­

ten, durch die Sozialversicherungsträger, 

wird seitens des GKV-SV abgelehnt. Der 

Verwaltungsrat hat die Bundesregierung 

deshalb aufgefordert, die Finanzierung 

so zu organisieren, dass die Länder im 

Rahmen der geltenden Rechtssystematik 

vollumfänglich an den Kosten der schuli­

schen Ausbildung, wie dies auch bei den 

Berufsschulen der Fall ist, beteiligt wer­

den. Eine ungerechtfertigte finanzielle 

Belastung der Beitragszahlerinnen und 

Beitragszahler sowie der Pflegebedürfti­

gen muss vermieden werden.

NRW-Gesundheitsministerin Barbara Stef­

fens hat ihrerseits auf die erheblichen 

bestehenden Verfassungsbedenken hin­

gewiesen, die durch ein Rechtsgutachten 

belegt werden, welches sie zur Verfas­

sungsgemäßheit des geplanten Pflege­

berufsgesetzes in Auftrag gegeben hat.

Auch von den Verbänden der Kinderkran­

kenpflege wird die Zusammenlegung 

der Pflegeberufe scharf kritisiert. Die Be­

sonderheiten von Kindern und Jugendli­

chen werden in einer vereinheitlichten 

Ausbildung nicht ausreichend berück­

sichtigt. Um dies zu verhindern, wurde 

eine Petition beim Deutschen Bundestag 

eingereicht, welche über 160.000 Unter­

stützer gefunden hat. Eine erste Sitzung 

des Petitionsausschusses zu der Thema­

tik hat bereits stattgefunden.

Auch einige der bayerischen Bundes­

tagsabgeordneten haben sich kritisch 

zum Gesetzentwurf geäußert und hierzu 

vor Ort Veranstaltungen durchgeführt. 

Besorgnis besteht insbesondere bezüg­

lich des Erhalts der altenpflegerischen 

Ausbildungsinhalte sowie zur Gewin­

nung von ausreichend Auszubildenden 

ohne Überforderung der Hauptschüler 

oder Schülern mit mittlerem Bildungsab­

schluss. Die seitens der Ministerien vor­

gelegten Eckpunkte zur Ausbildungs- 

und Prüfungsordnung werden aber nicht 

nur von Abgeordneten und einigen Pfle­

geverbänden für unzureichend gehalten. 

Bundesländer wie Thüringen und Baden-

Württemberg sind zu Teilen des Gesetz­

entwurfes zwischenzeitig ebenfalls auf 

Distanz gegangen. 

Richtungsweisender Vorschlag

Der grün-schwarze Koalitionsvertrag in 

Baden-Württemberg fordert „…eine inte­

grative oder modulare Ausbildung …, 

bei der eine Spezialisierung am Ende der 

Ausbildung erfolgt und die hohe Qualifi­

zierung und Professionalisierung in der 

Pflege erhalten bleibt.“ Das ist nichts an­

deres als die Forderung, die Pflegeberu­

fe zu reformieren, einheitliche Ausbil­

dungsinhalte gemeinsam zu vermitteln 

und eine Schwerpunktbildung mit einem 

gesonderten Abschluss – wie sich die 

Kinderkrankenpflege, und im Grundsatz 

auch der bpa, dies vorstellen können. 

Dieser baden-württembergische Vor­

schlag ist richtungsweisend und sollte 

von der Bundesregierung und den Koali­

tionsfraktionen aufgenommen werden.

Vor dem Hintergrund dieser gegenwärti­

gen intensiven Diskussionen um den Ge­

setzentwurf kann offensichtlich weder 

der ursprüngliche Fahrplan noch das In­

krafttreten eingehalten werden. Die Ge­

sundheitspolitische Sprecherin der CDU/

CSU, Maria Michalk, hat in dem Kontext 

deutlich gemacht, dass eine Verabschie­

dung des Gesetzes vor der Sommerpause 

ausgeschlossen ist.
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erwarten Sie sich davon, insbesondere 

für Ihre Kassenmitglieder?

Stefan Glodni: Als bundesweit geöffnete 

Krankenkasse/Pflegekasse stehen wir vor 

der Herausforderung, allen unseren Kun­

dinnen und Kunden im gesamten Bun­

desgebiet diese Leistung anzubieten. Wir 

haben Verträge mit großen externen An­

bietern abgeschlossen und sehen in die­

sem Rahmenvertrag, der eine hochwerti­

ge Versorgung durch qualifizierte Pflege­

berater vorsieht, eine optimale Ergän­

zung und Erweiterung unserer bisherigen 

Versorgungsstruktur. 

Durch die Optimierung der häuslichen 

Pflege und die frühzeitige sowie nachhal­

tige Entlastung der Pflegepersonen wol­

len wir dem Wunsch der Pflegebedürfti­

gen Rechnung tragen, so lange wie mög­

lich gut versorgt in den eigenen vier Wän­

den zu verbleiben. Es ist uns ein Anliegen 

dies im Rahmen unserer Möglichkeiten 

zu unterstützen. 

bpa-Magazin: In welchen Bereichen (Be­

darfslagen) sind die Angebote Ihrer An­

sicht nach besonders hilfreich?

Stefan Glodni: Wer sich entschieden hat, 

einen Angehörigen oder Bekannten zu 

pflegen, steht vor einer großen Aufgabe. 

Neben praktischen Fragen, z. B. zum Um­

lagern oder Waschen, zu Hilfsmitteln 

oder der Kostentragung, tauchen auch 

Zweifel auf, ob man den Anforderungen 

gewachsen ist. Wir möchten die Pflege­

personen bei der Bewältigung dieser 

großen Herausforderungen unterstützen 

und als Partner zur Seite stehen. 

Die Pflegeschulungen durch die Pflege­

berater des bpa im häuslichen Pflegebe­

bpa schließt bundesweiten Pflege
beratervertrag mit pronova BKK ab

Qualität der Pflege und Betreuung im  
häuslichen Bereich nachhaltig verbessern 

Seit fast zwei Jahrzehnten baut der bpa 

mit seinen Mitgliedern die Beratung und 

Schulung von pflegenden Angehörigen 

und Pflegebedürftigen kontinuierlich aus. 

Jetzt hat der bpa mit der pronova BKK 

einen bundesweiten Pflegeberaterver-

trag abgeschlossen. Der bpa hat bereits 

ähnliche Vereinbarungen mit allen Ersatz-

kassen und diversen Orts- sowie Be-

triebskrankenkassen getroffen. Mit die-

sem weiteren Pflegeberatervertrag setzt 

der bpa erneut ein Zeichen der Entlas-

tung für Pflegende und pflegebedürftige 

Menschen mit Angeboten an Beratung, 

individuellen Schulungen und Pflegekur-

sen auch in der Häuslichkeit. 

Flächendeckend bieten mehr als 3.000 

qualifizierte Pflegeberater des bpa ihren 

Mitgliedern vor Ort Rat und tatkräftige 

Unterstützung in allen Fragen rund um 

die Pflege und Unterstützung pflegender 

Angehöriger sowie ehrenamtlicher Pflege­

personen an.

Die pronova BKK mit Sitz in Ludwigs­

hafen ist aus Zusammenschlüssen der 

Betriebskrankenkassen großer Konzer­

ne wie Bayer, BASF, Ford, Continental 

und Hapag-Lloyd entstanden. Seit Mit­

te letzten Jahres gehört auch die ehe­

malige Vaillant BKK zur pronova BKK. 

Die Kasse vertritt damit derzeit rund 

678.000 Versicherte und gehört zu den 

fünf größten Betriebskrankenkassen 

Deutschlands.

Das bpa-Magazin hat Stefan Glodni, Ab­

teilungsleiter Pflegekasse Nord/Ost, zum 

Rahmenvertrag mit dem bpa befragt.

bpa-Magazin: Herr Glodni, was hat die 

pronova BKK bewogen, mit dem bpa ei­

nen Rahmenvertrag zu schließen? Was 

reich stellen eine gute Möglichkeit hierzu 

dar. Sie ergänzen insoweit vor Ort die 

Beratung und Betreuung durch unsere 

qualifizierten Pflegesachbearbeiter.

bpa-Magazin: Welche Maßnahmen sind 

es im Einzelnen, mit denen Sie Ihre pfle­

gebedürftigen Mitglieder und deren pfle­

gende Angehörige entlasten wollen und 

die Qualität der Pflege und Betreuung im 

häuslichen Bereich besonders steigern 

wollen? 

Stefan Glodni: Es ist uns wichtig, für die 

Pflegebedürftigen sowie deren Pflege­

personen die bestmöglichen Rahmenbe­

dingungen zur Durchführung der Pflege 

zu schaffen. 

Dazu zählt aus unserer Sicht eine umfas­

sende Beratung über mögliche Leis­

tungsansprüche, die optimaler Weise im 

Rahmen der Schulungen in der Häuslich­

keit durch die Pflegeberater des bpa zu­

sammen mit den Pflegebedürftigen und 

den Pflegepersonen erfolgt. 

Da die Pflegepersonen in der Regel Lai­

en in der Pflege sind, haben die Tipps 

und Tricks der Profis hier ebenfalls ei­

nen hohen Stellenwert und vereinfa­

chen die tägliche Pflege. Oftmals sind 

es Kleinigkeiten, die zu einer Pflegeer­

leichterung beitragen, wie zum Beispiel 

die bedarfsgerechte Versorgung mit 

Hilfsmitteln/Pflegehilfsmitteln, Hinwei­

se zum Umgang mit den Pflegebedürf­

tigen, die Einschaltung eines Pflege­

dienstes oder die Inanspruchnahme 

von zusätzlichen Betreuungs- bzw. Ent­

lastungsleistungen.

Besonders wichtig ist uns aber auch eine 

Unterstützung der Pflegepersonen mit 

entsprechenden Entlastungsangeboten, 

da sie die Hauptlast der Pflege tragen. 

Oftmals leisten diese mehr als sie kön­

nen und sind vollkommen überfordert. 

Dies kann zu einem dauerhaften Ausfall 

der Pflegepersonen führen, was bedeu­

tet, dass die häusliche Pflege massiv er­

schwert wird und es in vielen Fällen zu 

einem vermeidbaren Übergang in die 

stationäre Pflege kommt. 
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Zukunftstag des Unternehmens Opta Data

E-Health-Gesetz und elektronische Gesundheitskarte –  
Sonstige Leistungserbringer fordern stärkere Einbeziehung

„Die Digitalisierung im Gesundheitswe-

sen ist nicht aufzuhalten“, sagte Opta 

Data-Geschäftsführer Andreas Fischer 

vor rund 200 Teilnehmern, darunter Ver-

bandsvertreter aus 18 unterschiedlichen 

Gesundheitsfachberufen, Bundestagsab-

geordnete und Berichterstatter Roy Küh-

ne (CDU) für Heil- und Hilfsmittel sowie 

sein Kollege Dirk Heidenblut (SPD) für 

E-Health, zum Auftakt des Zukunftstages 

von Opta Data. Das E-Health-Gesetz sei 

dafür das jüngste Beispiel. 

Noch aber stünden diejenigen, die nicht 

zur Gruppe der Ärzte gehören, die soge­

nannten „Sonstigen Leistungserbringer“, 

nicht im Fokus der öffentlichen Digitali­

sierungswelle. Bei den großen digitalen 

Vorhaben würden diese noch zu wenig 

gefragt und erst recht nicht eingebun­

den. Fischer bekräftigte, dass sein Unter­

nehmen die Zukunft aktiv zusammen mit 

den Leistungserbringern und vor allem 

für die Gesundheitsberufe gestalten wol­

le. bpa-Geschäftsführer Bernd Tews ver­

trat den bpa und die ambulanten Pflege­

dienste bei der Fachtagung im Februar 

2016 in Essen.

Unter dem Motto „Digitales Gesund­

heitswesen: Nur für die Eliten?“ standen 

die Auswirkungen des E-Health-Gesetzes 

und der elektronischen Gesundheitskar­

te auf die Gesundheitsbranche im Mittel­

punkt der Tagung. Bis Mitte 2018 sollen 

laut E-Health-Gesetz Arztpraxen und Kran­

kenhäuser flächendeckend an eine Tele­

matik-Infrastruktur inklusive Gesund­

heitskarte angeschlossen sein. Jedoch 

sind wichtige Akteure wie ambulante 

Pflegedienste, Ergotherapeuten und Or­

thopädietechniker nicht ausreichend be­

rücksichtigt und beteiligt. Zu den dann 

elektronisch gespeicherten Daten haben 

E-Health: Ausgrenzung per Gesetz? – Auf dem Podium diskutierten diese Frage unter anderen (von links): Dirk Heidenblut, 

Berichterstatter der SPD-Bundestagsfraktion für E-Health und elektronische Gesundheitskarte, Isabell Claasen, Bundesvereini-

gung der Hörgeräteakustiker (biha), Arnd Longrée, Deutscher Verband der Ergotherapeuten, bpa-Geschäftsführer Bernd Tews 

und Benno Herrmann, Leiter Unternehmenskommunikation/Marketing der gematik Gesellschaft für Telematikanwendungen der 

Gesundheitskarte 

Dr. Roy Kühne, CDU-Bundestags

abgeordneter und Mitglied im 

Ausschuss für Gesundheit
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sie keinen oder nur sehr begrenzten Zu­

gang. Die in Essen vertretenen Gesund­

heitsberufe wollen nicht länger nur als 

Dienstleister des Arztes gesehen und be­

handelt werden. 

„Trotz der fehlenden Einbindung sind wir 

froh, dass es überhaupt ein Gesetz gibt“, 

sagte bpa-Geschäftsführer Bernd Tews. 

„Das Gesetz ist insbesondere für die Ver­

sorgung von chronisch kranken und mul­

timorbiden Menschen wichtig. Im Sinne 

einer Versorgungseffizienz ist es aber un­

bedingt nötig, die Pflege zu integrieren.“ 

Das E-Health-Gesetz ist zum 1. Januar 2016 

in Kraft getreten. Im Rahmen dieses Ge­

setzgebungsverfahren hatte sich der bpa 

mit anderen Verbänden für eine Aufnahme 

der nicht akademischen Gesundheitsberu­

fe ins Gesetz stark gemacht. Anfänglich 

waren auch die Pflegeberufe von der ge­

planten digitalen Kommunikation und 

dem Zugriff auf Daten, wie Krankenhaus­

entlassbriefe oder Medikamentenpläne 

vollständig ausgeschlossen. Im Zuge des 

Gesetzgebungsverfahrens wurden einige 

der Forderungen des bpa berücksichtigt. 

Die Pflege erhält nun Zugang zu einigen 

Daten, wie etwa den Notfallinformationen 

auf der Gesundheitskarte und vorüberge­

hend auch auf den Medikamentenplan. 

„Das reicht aber nicht aus“, ist Bernd 

Tews überzeugt. Ein Pflegedienst sollte 

beispielsweise auf der Gesundheitskarte 

hinterlegte Daten abrufen können, die 

ergänzende Informationen zur Behand­

lungspflege enthalten. „Die Politik hat 

den Berufsgruppen signalisiert, dass sie 

die Anliegen verstanden hat. Wir erwar­

ten von der Politik nun, dass sie unseren 

Sachverstand hinzuzieht“, so Tews. 

Dirk Heidenblut, MdB und u.a. Berichter­

statter der SPD-Bundestagsfraktion für 

E-Health und elektronische Gesundheits­

karte, versicherte, dass der Start der elek­

tronischen Gesundheitskarte im Som­

mer 2016 erfolgen werde. Mit Blick auf 

die geäußerte Ausgrenzungskritik beton­

te Heidenblut, dass niemand eine Aus­

grenzung wollte bzw. wolle. „Alle Ge­

sundheitsberufe gehören in die elektro­

nische Gesundheitskarte. Das Gesetz ist 

ein Zwischenstadium. Das System muss 

für alle den Informationsaustausch er­

möglichen.“ 

Aus Sicht von Benno Herrmann spricht 

technisch nichts dagegen, dass nach und 

nach weitere Gesundheitsberufe mit in 

die Telematik-Infrastruktur bzw. die elekt­

ronische Gesundheitskarte übernommen 

werden. Herrmann ist Leiter der Unter­

nehmenskommunikation bei der gematik 

Gesellschaft für Telematikanwendungen 

der Gesundheitskarte. Das ist das Unter­

nehmen, das mit der Einführung des ge­

samten Systems beauftragt wurde. Über­

legungen, dass eine schnelle Einbindung 

weiterer Berufsgruppen in den interpro­

fessionellen Datenaustausch per elektro­

nische Gesundheitskarte allein aus Grün­

den des Datenschutzes schwierig sein 

könnte, konnte Herrmann zerstreuen. Der 

Datenschutz sei ein lösbares Problem.  Sj

Rund 200 Teilnehmer hatten sich zum 5. Opta Data Zukunftstag im Colosseum-Theater in Essen eingefunden – ursprünglich 

eine Werkshalle der ehemaligen Krupp-Stadt

Bernd Tews, bpa-Geschäftsführer
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bpa spricht mit Vertretern Thailands  
über den Fachkräftemangel und Azubis

bpa-Geschäftsführer Herbert Mauel und 

bpa-Justiziar Robert Mittelstädt, verant-

wortlich u.a. für den Bereich ausländi-

sche Fachkräfte, haben sich am 10. Feb-

ruar 2016 mit den Vertretern der Königli-

chen Thailändischen Botschaft in Berlin 

getroffen, um über den Fachkräfteman-

gel in der deutschen Pflege sowie die 

Möglichkeiten für thailändische Fach-

kräfte und Azubis in Deutschland zu 

sprechen.

In dem überaus freundlichen Gespräch 

wurde deutlich, dass es – wie auch in ei­

nigen anderen asiatischen Ländern – in 

Thailand viele junge Menschen gibt, die 

eine qualifizierte Beschäftigung im Aus­

land suchen. Den Fachkräften stünde es 

frei, den Weg zu gehen und sich in 

Deutschland zu bewerben, sagten die 

Gesandte Botschaftsrätin Gunjanaporn 

Saigal, Leiterin des Botschafts-Referats 

für Arbeitsangelegenheiten, und ihre 

Mitarbeiterin Pattaraporn Taemsiri.

Frau Saigal betonte, dass Thailand ein 

großes Interesse an der deutschen Alten- 

und Krankenpflegeausbildung habe und 

auch an der Vermittlung von Pflege-Azu­

bis sehr interessiert sei. Auf diese Weise 

könnten viele junge, motivierte und viel 

positive Lebensfreunde ausstrahlende 

thailändische Azubis nach Deutschland 

kommen, um hier eine gute Ausbildung 

zu erhalten und längere Zeit in Deutsch­

land zu arbeiten, um vielleicht später ein­

mal selbst in ihrer Heimat das Pflegesys­

tem auszubauen, wenn dort die demo­

graphische Entwicklung ähnlich wie in 

Deutschland verlaufe.

Herbert Mauel und Robert Mittelstädt 

versprachen, dieses Anliegen zu prüfen. 

Grundvoraussetzung für die Ausbildung 

werden allerdings Deutschkenntnisse 

sein, um dem Unterricht in Deutschland 

folgen zu können. Diese Voraussetzung 

müssten alle interessierten Bewerber er­

füllen bzw. schon in Thailand entspre­

chende Kurse belegen. Zudem gibt es in 

Deutschland mit der geplanten Zusam­

menlegung der Pflegeberufe im Rahmen 

der sog. Generalistik erhebliche Unsi­

cherheiten für die Ausbildungsbetriebe, 

die eine Pflegeausbildung in den Einrich­

tungen erschwerten. Wenn sich diese 

Probleme lösen ließen, könnte aber auch 

dieser Ausbildungsweg eine Option sein, 

um bei einem Mangel an inländischen 

Azubis jungen Thais eine Perspektive in 

Deutschland zu ermöglichen und gleich­

zeitig den Fachkräftebedarf in der deut­

schen Pflegewirtschaft zu decken.

Die Gespräche hierzu wurden beim bpa-

Frühlingsempfang am 16. März 2016 ver­

tieft, wo die geladenen Vertreter der Bot­

schaft direkten Kontakt zu einigen größe­

ren bpa-Trägern aufnehmen konnten, 

die sich für die Ausbildung von thailändi­

schen Azubis grundsätzlich aufgeschlos­

sen zeigten. Der bpa wird das Thema 

weiter verfolgen.  rm

Thailands 

Gesandte 

Botschaftsrätin 

Gunjanaporn 

Saigal (rechts), 

Leiterin des 

Botschafts-Refe-

rats für 

Arbeitsange

legenheiten, und 

ihre Mitarbeiterin 

Pattaraporn 

Taemsiri 

zusammen mit 

Herbert Mauel 

beim diesjähri-

gen Frühlings-

empfang des bpa
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Weiterbildung „Betriebswirt/in  
der Seniorenwirtschaft“ – 
Neuer Kurs startet im September 2016

Elke Maria 

Reinhardt, 

DISW Kiel, 

Fachliche 

Leitung

Der Pflegesektor macht sich auf den Weg zur Seniorenwirt-

schaft. Selten waren seniorengerechte Produkte und Dienst-

leistungen von so maßgeblichen Veränderungen herausgefor-

dert: Pflegeheime der sechsten Generation werden zu Ge-

meindezentren, die Pflegestärkungsgesetze führen zur präven-

tiven und ambulanten Ausrichtung, der demografische Wandel 

forciert individualisierte Angebote, der Kampf um Fachkräfte 

erfordert attraktive Arbeitsplatzgestaltung, die Altersverar-

mung fordert die Vermeidung einer Zwei-Klassen-Pflege.

Betriebswirtschaftliche Managementkompetenzen sind die 

entscheidenden Faktoren, um Innovationen zum Leben zu er­

wecken. Das Anforderungsprofil für Führungskräfte in diesen 

Dienstleistungsorganisationen verändert sich rasant. Gleich­

zeitig braucht es professionelle Leitungspersönlichkeiten, um 

die Zukunft der Einrichtungen und Unternehmen im steigen­

den Wettbewerb zu sichern. Die Qualifizierungsnachfrage 

steigt dabei auch bei den Nachfolgegenerationen der Einrich­

tungsgründer.

Der bpa, die Lembke Seminare und Beratungen GmbH und das 

Deutsche Institut für Sozialwirtschaft e.V. haben als Konse­

quenz aus den neuen Herausforderungen das Angebot dieser 

Weiterbildung zum Betriebswirt der Seniorenwirtschaft praxis­

nah und nach den wachsenden aktuellen Bedürfnissen der Teil­

nehmer weiter verbessert.

Ab September 2016 startet der neunte Kurs dieser erfolgrei­

chen Weiterbildung, der nach wie vor in zehn Modulen über 

zwei Jahre durchgeführt wird. Um aber dem höheren Bedürf­

nis unserer Teilnehmer nach Flexibilität und zielgerichteter so­

wie kompetenzorientierter Teilnahme dieser berufsbegleiteten 

Weiterbildung besser gerecht zu werden, gibt es nun auch die 

neue Möglichkeit, einzelne Kompetenzschwerpunkte mit Teil­

nahmezertifikat zu belegen. Durch eine sukzessive Teilnahme 

an den Kompetenzschwerpunkten in folgenden Kursen und 

entsprechende Erfolgsnachweise kann das Abschlusszertifikat 

der Gesamtweiterbildung so auch über einen längeren Zeit­

raum als zwei Jahre erworben werden.

Zielgruppe

Die Weiterbildung richtet sich vor allem an diejenigen aktuellen 

und potenziellen Führungskräfte von stationären Pflegeein­

richtungen, ambulanten Diensten und weiteren Anbietern von 

Dienstleistungen für Senioren und Pflegebedürftige, welche 

neben ihrem herausfordernden Alltagsgeschäft flexibel, pra­

xisnah und zielgerichtet Kompetenzen aufbauen möchten.

Organisation

Die Weiterbildung zum Betriebswirt der Seniorenwirtschaft be­

steht aus insgesamt zehn Modulen. Es besteht die Möglichkeit, 

Kompetenzschwerpunkte zu belegen, die thematisch zusam­

menhängende Einzelmodule in jeweils drei bis vier Tagen zu­

sammenfassen. 

Bitte fordern Sie weitere Informationen und die ausführliche Aus­

schreibung über Margit Kinast an unter Telefon: 040 611618-20 

oder per Mail über: margit.kinast@lembke-seminare.de

Autoren

Prof. Dr. 

Andreas 

Langer, 

DISW Kiel, 

HAW 

Hamburg, 

Fachliche 

Leitung
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führer der Rosenhof Seniorenwohnanla­

gen, sind stolz auf dieses Ergebnis: „Wir 

freuen uns über die erneute Auszeich­

nung und darüber, unseren Mitarbeitern 

eine hohe Arbeitsplatzqualität und Ar­

beitnehmerattraktivität bieten zu kön­

nen. Auch in Zukunft werden wir uns für 

eine positive Unternehmenskultur stark 

machen. Denn nur Mitarbeiter, die sich 

wohlfühlen und Vertrauen in sich und 

ihre Kollegen sowie zum Unternehmen 

haben, können unsere Dienstleistung 

optimal und mit Freude und Empathie 

erbringen.“ 

Ebenfalls ausgezeichnet wurden das 

Bayernstift Erlangen und der Ambulante 

Lewitz Pflegedienst aus Plate in Meck­

lenburg-Vorpommern.  sj

Unternehmen auf Platz 13 als „Deutsch­

lands beste Arbeitgeber“. Integra war mit 

52 Mitarbeitern zur Preisverleihung nach 

Köln angereist. „Unsere Mitarbeiter ha­

ben diesen Erfolg ermöglicht und dem­

nach auch verdient!“, sagte Geschäftsfüh­

rer Dieter Moosheimer. 

Auch die K&S Seniorenresidenz Ham-

burg-Harburger Sand zählt aktuell zu den 

besten Arbeitgebern im Gesundheitswe­

sen. Sie erzielte in der Kategorie „Pflege­

einrichtungen ab 50 Beschäftigte“ den 

dritten Platz. Die K&S Seniorenresiden-

zen in Plauen (Platz 4) und in Nordhausen 

(Platz 7) landeten ebenfalls weit vorn. Da­

rüber hinaus gehört die Hamburger Resi­

denz branchenübergreifend zu den 100 

besten Arbeitgebern Deutschlands. 

Die Rosenhof Seniorenwohnanlagen er­

reichten den sechsten Platz in der Kate­

gorie „Pflege- und Betreuungseinrich­

tungen ab 50 Mitarbeitern“. Johannes 

Ullram und Andreas Schaps, Geschäfts­

Das Great Place to Work-Institut hat die 

Gewinner des bundesweiten Wettbe-

werbs „Beste Arbeitgeber Gesundheit & 

Soziales 2016“ bekannt gegeben. Ausge-

zeichnet wurden Einrichtungen des Ge-

sundheitswesens, die aus Sicht ihrer Be-

schäftigten eine besonders wertschät-

zende und attraktive Arbeitsplatzkultur 

haben. Vorausgegangen waren anonyme 

Befragungen der Mitarbeiter zu zentra-

len Arbeitsplatzthemen wie Vertrauen, 

Identifikation, Teamgeist, berufliche Ent-

wicklung, Vergütung, Gesundheitsförde-

rung und Work-Life-Balance. Zudem wur-

de die Qualität der Maßnahmen der Per-

sonalarbeit im Unternehmen bewertet. 

Zu den Ausgezeichneten gehören gleich 

mehrere bpa-Mitgliedseinrichtungen. 

So erhielt die Integra Soziale Dienste 

gGmbH aus dem bayerischen Gaimers­

heim in der Kategorie „Sozialeinrichtun­

gen“ den ersten Platz und den Sonder­

preis im Bereich „Vereinbarkeit von Beruf 

& Privatleben“. Darüber hinaus kam das 

Attraktive Arbeitgeber ausgezeichnet
Top-Platzierungen für Mitgliedseinrichtungen des bpa

Gemeinschaftsfoto der K & S Seniorenresidenzen – Zur Preisverleihung am 9. März 

reisten K&S Vorstandsmitglied Ulrich Krantz und Personalleiterin Silke Klage 

zusammen mit Residenzvertretern aus Hamburg-Harburg, Plauen und Nordhausen 

nach Köln.

Die Integra-Geschäftsführer 

Marianne Schlamp und Dieter 

Moosheimer sowie Mitarbeiter bei 

der Verleihung in Köln wurden 

mehrfach ausgezeichnet: Platz 1 in 

der Kategorie „Sozialeinrichtungen“, 

Sonderpreis „Vereinbarkeit von Beruf 

& Privatleben“ und – verliehen in 

Berlin – Platz 13 als „Deutschlands 

beste Arbeitgeber“.
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Rund 80 Teilnehmer konnte der Vorsit-

zende der bpa-Landesgruppe Baden-

Württemberg, Rainer Wiesner, zur jähr

lichen Mitgliederversammlung in der 

Filderhalle in Leinfelden-Echterdingen 

begrüßen. Nach den eröffnenden Worten 

gaben Rainer Wiesner und die stellver-

tretende Vorsitzende Nicole Schliz einen 

ausführlichen Überblick über die Arbeits-

schwerpunkte der letzten beiden Jahre. 

Rainer Wiesner konstatierte für den stati­

onären Bereich zwei arbeits- und ereig­

nisreiche Jahre. Er schilderte die ver­

bandspolitische Arbeit der Landesgrup­

pe und erläuterte die Gremien und Ar­

beitsgruppen, in denen sich der bpa für 

die Interessen der privaten Anbieter ein­

setzt. Zentrale stationäre Themen waren 

die Landesheimbauverordnung, die Ver­

handlungen zum Rahmenvertrag SGB XI 

vollstationär, die Landespersonalverord­

nung und die Umsetzung des PSG II. 

Positive Mitgliederentwicklung

Im Rahmen ihrer Rechenschaftsberichte 

durften Nicole Schliz und Rainer Wiesner 

auch zwei Ehrungen vornehmen: Die sta­

tionäre Einrichtung „Pflegeheim Linden­

hof“ in Mainhardt wurde für ihre 20-jäh­

rige Mitgliedschaft im bpa geehrt. Der 

Geschäftsführer Martin Seibert nahm die 

Glückwünsche gerne entgegen und be­

dankte sich ebenfalls für die gute und ver­

lässliche Zusammenarbeit mit dem bpa. 

Erst am Anfang seiner Zeit beim bpa 

steht der „Pflegedienst Fridingen“ aus 

Fridingen. Die Einrichtung wurde als 

1.000stes Mitglied der Landesgruppe 

Baden-Württemberg im bpa willkommen 

geheißen. Der Inhaber Harry Ferencak 

freute sich auf die Zusammenarbeit mit 

dem bpa und über ein kleines Präsent. 

Der bpa ist stolz auf die positive Mitglie­

derentwicklung – zeigt sie doch die stei­

gende Bedeutung der privaten Pflege im 

Land.

Neuwahl des Vorstands

Nach der einstimmigen Entlastung des 

gesamten Vorstandes folgte die sat­

zungsgemäß anstehende Neuwahl des 

Landesvorstandes. Rainer Wiesner wur­

de ebenso einstimmig von den anwesen­
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Landesgruppe Baden-Württemberg

Mitgliederversammlung und Fachtag 2016
Vorstand der Landesgruppe Baden-Württemberg wiedergewählt –  
Gutachten sieht 17.700 Pflegeplätze in Gefahr
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Der alte und neue Landesvorstand  
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Die stellv. Landesvorsitzende Nicole 

Schliz und das 1.000ste Mitglied der 

bpa-Landesgruppe Baden-Württem-

berg Harry Ferencak vom Pflege-

dienst Fridingen 

Der Landesvorsitzende Rainer 

Wiesner dankt Martin Seibert vom 

Pflegeheim Lindenhof für die 

20-jährige bpa-Mitgliedschaft
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ren. Der bpa Arbeitgeberverband wird 

sich für diese Positionen einsetzen und 

klar Stellung nehmen. 

Aktuelle pflegepolitische Entwicklungen 

auf Bundesebene

Abgerundet wurde die Mitgliederver­

sammlung durch einem Vortrag des bpa-

Geschäftsführers Herbert Mauel, der 

über aktuelle pflegepolitische Entwick­

lungen auf Bundesebene berichtete. Zen­

trale Themen sind derzeit die Umsetzung 

des PSG II und die Vorbereitungen zur 

Einführung des neuen Pflegebedürftig­

keitsbegriffs. Den aktuellen Gesetzesent­

wurf zur Reform der Pflegeausbildung 

lehnt der bpa entschieden ab. Herbert 

Mauel betonte, dass die Umsetzung der 

Pläne mit einer Abschaffung des Alten­

pflegeberufs gleichbedeutend wäre und 

bat die Teilnehmer, selbst aktiv zu werden 

und sich an der aktuellen Kampagne des 

Bündnisses für Altenpflege zu beteiligen.

Mörderisches Jubiläum

Spannend wurde es dann nochmals bei 

der anschließenden Abendveranstaltung 

im SI Centrum in Stuttgart. Beim Krimi-

Dinner „Mörderisches Jubiläum“ durf­

ten die Teilnehmer Sherlock Holmes und 

Dr. Watson spielen und einen Kriminal­

fall lösen. Die Aufgabe wurde mit Bra­

vour gelöst und der Abend klang bei kuli­

narischen Köstlichkeiten und interessan­

ten Gesprächen aus.

Fachtag zum Bericht der Enquetekom-

mission „Pflege“

„Geduldiges Papier oder konkrete Er­

gebnisse? Der Bericht der Enquetekom­

mission Pflege“ so der Titel des bpa-

Fachtags am 25. Februar 2016, der ganz 

im Zeichen der anstehenden Landtags­

wahl stand. Rund 150 Teilnehmer hatten 

sich auf den Weg nach Leinfelden-Echter­

dingen gemacht und waren gespannt auf 

die Veranstaltung. Michael Wipp, Vor­

standsmitglied im bpa und externes Mit­

glied der Enquetekommission „Pflege“, 

den Mitgliedern als Landesvorsitzender 

bestätigt wie Nicole Schliz als stellvertre­

tende Vorsitzende. Bei einer Enthaltung 

wurden alle bisherigen Vorstandsmitglie­

der – Günter Berier, Alexander Flint, Ed­

gar Kenk, Volker Köhler, Susanne Pletow­

ski, Martina Quadbeck, Günter Stützle 

und Michael Wipp – ebenfalls für die 

nächsten zwei Jahre wiedergewählt. 

Azubi Award 2016

Bereits zum vierten Mal wurde der bpa-

Azubi-Award ausgeschrieben und verge­

ben. Der Wettbewerb ist Bestandteil der 

bpa-Initiative „Berufswahl Altenpflege“ 

und prämiert Filmbeiträge, die von Auszu­

bildenden erstellt wurden mit dem Ziel, 

Werbung für eine Ausbildung in der Alten­

pflege zu machen. Im Vorfeld der Veran­

staltung konnte bereits online in verschie­

denen sozialen Medien über die besten 

Filmbeiträge abgestimmt werden. Ergänzt 

durch eine Abstimmung bei der Mitglie­

derversammlung wurde schließlich der 

Beitrag der Auszubildenden der Einrich­

tung „Residenz Schloss Stetten“ aus Kün­

zelsau zum Siegerfilm gekürt. Die Azubis 

waren sichtlich erfreut und stolz und nah­

men die Ehrung dankend entgegen.

bpa Arbeitgeberverband

Im Juni 2015 hat der bpa einen Arbeitge­

berverband für die private Pflegewirt­

schaft gegründet, um die Interessen sei­

ner Mitgliedseinrichtungen in arbeits­

markt- und tarifpolitischen Fragen noch 

besser vertreten zu können. Der Präsi­

dent des bpa Arbeitgeberverbandes, der 

frühere Bundeswirtschaftsminister Rai­

ner Brüderle, stellte auf der Mitglieder­

versammlung die Arbeit des Verbandes 

vor und warb für einen Beitritt. 

Unter dem Applaus der Teilnehmer hielt 

er ein Plädoyer für das Unternehmer­

tum, für eine Stärkung der privaten Trä­

ger, für Wettbewerb um gute Qualität in 

der Pflege und für eine verlässliche Refi­

nanzierung durch die Kostenträger. Er 

warnte gleichzeitig vor Gleichmacherei 

und vor Initiativen aus anderen Ländern, 

Tarife für allgemeinverbindlich zu erklä­
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Diskussionsrunde mit (von links): Rainer Hinderer (SPD), Jochen Haußmann (FDP), 

Thaddäus Kunzmann (CDU) und Moderator Martin von Berswordt-Wallrabe. 
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Der ehemalige Wirtschaftsminister 

Rainer Brüderle hielt ein Plädoyer 

für das Unternehmertum
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gab in einem einleitenden Vortrag einen 

Einblick in die Arbeit der Kommission. Im 

Zeitraum von April 2014 bis Januar 2016 

hatte die Kommission insgesamt 16 Mal 

getagt. Es fanden Fachgespräche und öf­

fentliche Anhörungen mit insgesamt 57 

Sachverständigen statt, in denen die ein­

zelnen Bereiche der Pflege aus unter­

schiedlichen Blickwinkeln beleuchtet 

wurden. Auf der Tagesordnung standen 

unter anderem die stationäre Pflege, die 

Aus- und Weiterbildung in der Pflege, die 

Finanzierung von Pflegeleistungen und 

die Themen Bürokratie, Dokumentation 

und Qualitätssicherung. Die Arbeit der 

Kommission mündete in einem Ab­

schlussbericht mit über 600 Handlungs­

empfehlungen, der vom Landtag am 27. 

Januar 2016 zustimmend zur Kenntnis 

genommen wurde. 

Notwendig: Mehr Geld ins System

Können diese Handlungsempfehlungen 

einen konkreten Beitrag leisten, um die 

drängendsten Probleme in der Pflege zu 

lösen? Diese Frage stellten sich unter der 

Moderation von Martin von Berswordt-

Wallrabe die gesundheits- und pflegepo­

litischen Experten ihrer Parteien Thaddä­

us Kunzmann (CDU), Rainer Hinderer 

(SPD) und Jochen Haußmann (FDP). 

Während es bei den verschiedenen 

Fachthemen durchaus unterschiedliche 

Meinungen gab, waren sich die Diskussi­

onsteilnehmer einig, dass die anstehen­

den Herausforderungen nur mit mehr 

Geld im System gelöst werden können. 

Angesichts der absehbaren demografi­

schen Entwicklung werden nach den Be­

rechnungen der hcb schon im Jahr 2019 

allein wegen des Einzelzimmergebots 

rund 16.400 Pflegeheimplätze in Baden-

Württemberg fehlen, wenn die Landes­

heimbauverordnung planmäßig umge­

setzt wird. „Bestehende Pflegeheime 

brauchen daher einen verlässlichen Be­

standsschutz, damit die pflegerische Ver­

sorgung mit wohnortnahen Angeboten 

auch in Zukunft gesichert bleibt“, so der 

abschließende Appell von Rainer Wies­

ner und Herbert Mauel an die künftige 

Landesregierung.  sk/bd  

Bezüglich der Handlungsempfehlungen 

sei zunächst die Landtagswahl abzuwar­

ten. Allerdings gebe es bei allen Beteilig­

ten die große Bereitschaft, möglichst vie­

le der Empfehlungen auch umzusetzen. 

… nun müssen Taten folgen

Im Anschluss an die Podiumsdiskussion 

beleuchtete bpa-Geschäftsführer Bernd 

Tews den Bericht und ging auf die Hand­

lungsempfehlungen für den ambulanten 

Bereich ein. Er zog insgesamt ein positi­

ves Fazit und attestierte dem Bericht, 

wichtige Impulse zur Weiterentwicklung 

und Verbesserung der pflegerischen Ver­

sorgung in Baden-Württemberg zu ge­

ben. Wichtig sei nun aber, dass den Wor­

ten auch zielorientierte Taten folgen. 

Gutachten sieht 17.700 Pflegeplätze 

durch Landesheimbauverordnung in 

Gefahr

Auch Rainer Wiesner forderte die Politik 

zum Handeln auf: „In Baden-Württem­

berg müssen ambulante und stationäre 

Pflegeangebote gleichermaßen ausge­

baut werden, um künftigen Generatio­

nen echte Wahlmöglichkeiten zu bieten. 

Während derzeit richtigerweise die am­

bulante Pflege gestärkt wird, legt die 

Landesregierung den stationären Ein­

richtungen mit überzogenen baulichen 

Anforderungen buchstäblich Steine in 

den Weg und gefährdet damit die Versor­

gung der Bevölkerung mit wohnortna­

hen und bezahlbaren Pflegeheimplätzen.

Eine aktuelle, vom bpa in Auftrag gege­

bene Studie der Institute for Health Care 

Business GmbH (hcb) des Rheinisch-

Westfälischen Instituts für Wirtschaftsfor­

schung (RWI) kommt zu alarmierenden 

Ergebnissen: Die Vorgabe der Landes­

heimbauverordnung, ab dem Jahr 2019 

für jeden Bewohner ein Einzelzimmer zur 

Verfügung zu stellen, gefährdet zahlrei­

che Pflegeheime in ihrem Bestand und 

führt zu einem Wegfall von bis zu 17.700 

Heimplätzen, so hcb-Geschäftsführer Dr. 

Boris Augurzky, der die Studie auf dem 

Fachtag gemeinsam mit Herbert Mauel 

erstmalig der Öffentlichkeit vorstellte. 
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bpa-Geschäftsführer Bernd Tews  
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bpa-Geschäftsführer Herbert Mauel

Dr. Boris Augurzky stellte auf dem 

Fachtag erstmalig seine Studie vor. 

Diese sieht 17.700 Pflegeplätze in 

Gefahr aufgrund der Landesheim-

bauverordnung.
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Landesgruppe Bayern

Weg vom Kurieren von Krankheiten, 
hin zur Prävention 
bpa und Heilbäder-Verband vereinbaren  
Präventionsprogramm für Pflegekräfte in Bayern

Mit ihrer Zusammenarbeit wollen der bpa und der Bayerische 

Heilbäder-Verband (BHV) beruflich Pflegende mit gezielten 

Präventionsmaßnahmen unterstützen und sie für ihre tägliche 

Arbeit in den Pflegeeinrichtungen stärken. Zu diesem Zweck 

haben die Verbände am 16. November 2015 auf dem 69. Baye-

rischen Heilbädertag in Bad Staffelstein ein gemeinsames Prä-

ventionsprogramm aus Kuraufenthalten und direkten Beratun-

gen im Pflegealltag vereinbart. 

Langzeiterkrankungen nehmen zu

„Die Belastungen für beruflich Pflegende haben in den letzten 

Jahren durch fehlendes Personal und eine starke Arbeitsver­

dichtung enorm zugenommen“, erläuterte bpa-Präsident Bernd 

Meurer. Dies habe oftmals direkte Auswirkungen auf die Ge­

sundheit der Beschäftigten. „Der Krankenstand unter den Pfle­

genden in bayerischen Heimen liegt um mehr als 40 Prozent 

höher als der Durchschnitt aller Branchen. Das ist in jedem Ein­

zelfall ein Problem, aber auch generell, weil wir in der Pflege 

jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter brauchen“, so Meurer. 

Auffällig sind die jeweils längere Dauer der psychischen und 

Muskel-Skelett-Erkrankungen in der Branche. Laut der AOK 

Bayern liegen mit fast 32 Kalendertagen die Genesungszeiten 

für psychische Erkrankungen um 22 Prozent und für Muskel-

Skelett-Erkrankungen (mit rund 23 Kalendertagen) um 31 Pro­

zent über dem Bayernwert.

Dieser Entwicklung wollen BHV und bpa entgegenwirken und 

tragen dabei dem Leitgedanken der bayerischen Staatsminis­

terin für Gesundheit und Pflege Melanie Huml Rechnung: „Weg 

vom Kurieren von Krankheiten, hin zur Prävention“. Die Minis­

terin betonte in ihrer Festrede zum Heilbädertag die Notwen­

Von links: Dr. Christian Alex, der ärztliche Berater des BHV, Marita Hämmerlein, bpa-Landesvorsitzender Kai A. Kasri, Barbara 

Braml, Kurdirektorin Gabriella Squarra und bpa-Landesgeschäftsstellenleiter Joachim Görtz
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digkeit, das Bewusstsein für die Mitarbeitergesundheit noch 

stärker in den bayerischen Unternehmen zu verankern. Be­

triebliche Gesundheitsförderung müsse dabei ganzheitlich 

ausgerichtet sein und auch die Eigenverantwortung des Mitar­

beiters für seine Gesundheit stärken. Huml sagte beiden Ver­

bänden ihre Unterstützung zu. „Dieses Projekt ist sinnvoll. Die 

Pflegekräfte gehören zu einer Berufsgruppe, die mit sehr viel 

Herz bei der Sache ist, um alle Anforderungen der Kranken und 

der Angehörigen zu erfüllen, und die darüber vergisst, auf sich 

selbst zu schauen.“ Das von bpa und BHV aufgelegte Präventi­

onsprogramm soll Gesundheitsschulungen im Rahmen eines 

mehrtägigen Aufenthaltes in einem bayerischen Heilbad mit 

Anschlussberatungen direkt am Arbeitsplatz vorsehen, erklärt 

der BHV-Vorsitzende Klaus Holetschek. „Es reicht ja nicht aus, 

dass Pflegende wirksame und alltagstaugliche Techniken zur 

physischen und psychischen Selbsthilfe lernen; sie müssen 

auch trainieren, sich mit diesen Methoden im Arbeitsalltag zu 

schützen und zu entlasten“.

Pilotprojekt in Bad Reichenhall

Im Rahmen eines Pilotprojekts absolvieren Pflegekräfte aus 

mehreren bayerischen Altenpflegeeinrichtungen in Bad Rei­

chenhall ein speziell auf sie zugeschnittenes Programm. Mit 

Trainings zu Bewegungsabläufen und Arbeitsorganisation wer­

den die Pflegekräfte dabei unterstützt, mit der hohen Stressbe­

lastung in ihrem Arbeitsalltag umzugehen und Burn-out oder 

chronischer Überlastung vorzubeugen. Das Pilotprojekt bildet 

den Auftakt zur Kooperation der Verbände, die schrittweise in 

mehreren Heilbädern des Freistaates umgesetzt wird. Fünf Tage 

lang bekommen die Pflegefachkräfte dabei ein praxisnahes Ge­

sundheitscoaching. „Die Inhalte orientieren sich an tatsächli­

chen Situationen im Pflegealltag und beschäftigen sich mit den 

persönlichen Lebensumständen, den körperlichen Herausfor­

derungen oder der Stressresistenz. Die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter bekommen viele Hinweise, die sie im Arbeitsumfeld 

und auch zu Hause umsetzen können“, erklärt der bayerische 

Landesvorsitzende des bpa, Kai A. Kasri. Für den BHV ist die 

Kooperation mit dem bpa von großer Bedeutung. Denn traditi­

onell stehen der BHV und die Bayerischen Kur- und Heilbäder 

für die Prävention der verschiedensten Erkrankungen und den 

Abbau von Risikofaktoren. „Mit der Gründung des Bündnisses 

für Gesunde Mitarbeiter im Jahre 2014 und seinen Anregungen 

zum Präventionsgesetz hat der BHV frühzeitig darauf hingewie­

sen, dass die Gesunderhaltung der Pflegenden im Fokus stehen 

muss“, so der ärztliche Berater des BHV Dr. Christian Alex. 

„Denn die Pflegeberufe sind körperlich, psychisch und durch 

Schichtdienst besonderen Belastungen ausgesetzt, sei es der 

Umgang mit den Themen Demenz oder Sterben in Würde. Zu­

sätzlich führen Zeitnot und Personalmangel zu Erkrankungen 

wie etwa Burnout und Rückenleiden. Aus ärztlicher Sicht ist das 

gemeinsam mit dem bpa und dem BHV entwickelte Präventi­

onsprogramm zukunftsweisend“, betont Alex.

Wissenschaftliche Begleitung und Evaluation

Das Präventionsprogramm soll durch die Ludwig-Maximilians-

Universität in München (LMU), eine der führenden Uni­

versitäten in Europa, wissenschaftlich begleitet werden. Als 

Partner der kooperierenden Verbände übernimmt die LMU 

auch die Evaluierung und die Ausarbeitung eines Konzeptes 

zur Übertragbarkeit auf weitere Kurorte als Anbieter des Prä­

ventionsprogrammes. Gabriella Squarra, Kurdirektorin in Bad 

Reichenhall, verspricht sich viel von dem geplanten Vorgehen: 

„Das Ziel ist, subjektive Ressourcen zu schaffen und jeden Ein­

zelnen zu ermutigen, Erholungsprozesse für Geist und Körper 

in Gang zu setzten. Individueller gesunder Arbeits- und Le­

bensstil und gezielte Regeneration stärken die individuelle Re­

silienz“. Mit der wissenschaftlichen Begleitung sollen die 

Grundlagen für eine flächendeckende Anwendung geschaffen 

und die künftige Finanzierung als zertifizierte Präventionsmaß­

nahme durch die Krankenkassen angestrebt werden.  jg

Bayerns 

Staats

ministerin für 

Gesundheit 

und Pflege 

Melanie Huml 

mit dem 

BHV-Vorsitzen-

den Klaus 

Holetschek 

(links) und 

bpa-Präsident 

Bernd Meurer
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Landesgruppe Bayern

Barrierefreiheit in stationären Einrichtungen – 
Angleichungsfristen im Bestand laufen aus

Am 31. August 2016 laufen die Fristen zur 

Angleichung an die baulichen Anforde-

rungen in bestehenden stationären Ein-

richtungen in Bayern aus. Weit über 100 

Betreiber kamen deshalb am 15. Dezem-

ber 2015 zu einer Veranstaltung des bpa 

in die Stadthalle nach Germering. Be-

reits 2013 konnte der bpa in einem Dia-

log mit den Heimaufsichten (FQA) einen 

Handlungsleitfaden zur Umsetzung der 

DIN Norm 18040-2 erarbeiten und diesen 

mit der obersten Heim- und Bauaufsicht 

im Land vereinbaren. In dem Leitfaden 

wurden zentrale Bewegungsflächen bei-

spielsweise in den Sanitärräumen und 

Bereiche der Bewohnerzimmer einer am 

Schutzziel der Norm zur Barrierefreiheit 

orientierten Bewertung unterzogen. Die-

ser Leitfaden ist 2015 noch einmal über-

arbeitet worden und die Anforderungen 

an die Mindestflächen in Bewohnerzim-

mern (14 m² im Einzel- bzw. 20 m² im 

Doppelzimmer) wurden konkretisiert. 

Im Vordergrund steht die Funktionalität

Der Architekt und Bausachverständige 

Prof. Lothar Marx und der stellvertreten­

de Vorsitzende im bpa-Landesvorstand, 

Stefan Mayer, machten in ihren Vorträ­

gen deutlich, dass die Mindestflächen 

grundsätzlich zu erfüllen seien, im Vor­

dergrund stehe aber die Funktionalität 

und Nutzbarkeit des Raumes. Beispiels­

weise kann die tatsächliche Fläche eines 

im Vorraum befindlichen Schranks dann 

zur Wohnfläche hinzugerechnet werden, 

wenn sowohl der Wohn-Schlafraum als 

auch der Vorraum barrierefrei sind. Wird 

dadurch die Mindestfläche im Bewoh­

nerzimmer erreicht, sind keine Anträge 

auf Verlängerung, Befreiung oder Ab­

weichung zu stellen, die Anforderungen 

gelten als erfüllt. 

Eine Antragstellung wird dann aber er­

forderlich, wenn auch durch Hinzurech­

nung der Schrankfläche die Mindestflä­

che im Bewohnerzimmer nicht erreicht 

wird. Für die positive Entscheidung 

über den Antrag müssen gleich mehrere 

Kriterien gleichzeitig vorliegen. Neben 

der Gewährleistung einer nutzungstypi­

schen Möblierung im Bewohnerzimmer 

müssen der Zugang über den Vorraum 

und die Nutzung des Bades (Wasch­

tisch, Dusche, WC) barrierefrei möglich 

sein.

Im Bad kann die Fläche des Duschplat­

zes in die Bewegungsflächen einbezo­

gen werden, wenn der Übergang zum 

Duschplatz bodengleich gestaltet ist. 

Zudem kann die Unterfahrbarkeit des 

Waschtisches (Maß der Fußstützen) im 

Ausnahmefall zum Maß der Bewe­

gungsfläche hinzugezählt werden. Als 

Mindestbewegungsflächen sind dann ≥ 

110 cm x ≥ 110 cm einzuhalten.

Gesamtkonzept ist entscheidend

Bei Zimmergrößen < 12 m² im Einzel­

zimmer (bzw. < 18 m² im DZ) ist es nach 

Auffassung des Gesundheits- und Pfle­

geministeriums nicht (mehr) möglich, 

einen Befreiungsantrag wegen wirt­

schaftlicher Unzumutbarkeit zu stellen. 

Ob dies mit den Grundsätzen des einge­

richteten und ausgeübten Gewerbebe­

triebs vereinbar ist blieb offen. 

Nico Kling von der bpa-Servicegesell­

schaft machte in seinen Ausführungen 

deutlich, dass Fragen der Wirtschaftlich­

keit vor jeder Maßnahme geklärt sein 

müssten. Bauliche Maßnahmen bzw. ge­

bäudebezogene Innovationen müssten 

immer auch aus der Perspektive von Ent­

geltverhandlungen betrachtet werden. 

Zudem beurteile sich eine wirtschaftliche 

Unzumutbarkeit auch danach, ob die Kos­

ten einer notwendigen Umbaumaßnah­

me im Verhältnis stünden zu dem Nut­

zen, den der Bewohner davon hat. Lan­

desgeschäftsstellenleiter Joachim Görtz 

brachte ein, dass neben einem Befrei­

ungsantrag auch ein Abweichungsantrag 

gestellt werden könne. Über einen Ab­

weichungsantrag kann nach dem Gesetz 

im Einzelfall und in Übereinstimmung 

mit dem verfolgten fachlichen Konzept 

von einzelnen baulichen Vorgaben mit 

Zustimmung der Behörde abgewichen 

werden. Die Möglichkeit der Abweichung 

stellt ein Regulativ dar, das der zuständi­

gen Behörde ein höheres Maß an Flexibi­

lität bei der Anwendung der Verordnung 

einräumt, und stärkt die einzelne Einrich­

tung in Bezug auf die Umsetzung ihrer 

fachlichen Konzeption.

Die Anwendung einer Abweichung darf 

allerdings nach dem Willen des Gesetz­

gebers nicht dazu führen, dass die vor­

gegebenen Mindestanforderungen im 

baulichen Bereich ausgehöhlt werden. 

Christian Müller vom Gesundheits- und 

Pflegeministerium machte deshalb deut­

lich, dass die Bewohnerinteressen im 

Vordergrund stehen würden und jeder 

Einzelfall genau geprüft werden müsse. 

Es gehe letztlich um die Zentrierung der 

Bewohnerinteressen unter dem Gesichts­

punkt der Barrierefreiheit. 

Herausforderungen für Einrichtungen 

im Miet- und Pachtmodell

Rechtsanwalt Dr. Albrecht Philipp stellte 

aus juristischer Sicht klar, dass Einrich­

tungsträger gut beraten sind, frühzeitig 

alle am Prozess Beteiligten einzubezie­
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hen. Derartige Obliegenheiten beste­

hen hinsichtlich der Einbindung des 

Eigentümers der Immobilie und auch 

mit Blick auf den Sozialhilfeträger, 

der im Zweifel am Ende die erhöhten 

Investitionskosten aufgrund bauli­

cher Maßnahmen bedienen soll. Die 

Übernahme durch den Sozialhilfeträ­

ger sei nur bei konkreten Anordnun­

gen der FQA gegenüber dem Träger 

zu erwarten. In der Regel reiche des­

halb ein reiner Aushandlungsprozess 

zwischen den Beteiligten nicht aus. 

Dr. Philipp betonte, dass wenn die 

Barrierefreiheit auch nach Ausschöp­

fen aller Möglichkeiten nicht belegt 

werden könne und im schlimmsten 

Fall Plätze abgebaut werden müssten, 

erhöhter Handlungsbedarf für den Trä­

ger bestehe und der Eigentümer der 

Immobilie frühzeitig zu informieren 

sei. Geförderte Einrichtungen müss­

ten in diesen Fällen weitere Anforde­

rungen berücksichtigen. Eine fehlende 

oder verspätete Kommunikation kön­

ne empfindliche Folgen haben für den 

Fall, entsprechende Entscheidungen 

auf Rückforderungsverzicht nicht früh­

zeitig beim Fördergeldgeber bean­

tragt zu haben. 

Ausblick: Der bpa stellt seinen Mit­

gliedern ein vollständiges Beratungs­

angebot durch Dritte zur Verfügung, 

Modulartig werden hiervon erfasst 

die Erhebung der Flächenbedarfe und 

ein Abgleich mit den Anforderungen 

der DIN und der Handlungsempfeh­

lung sowie die Analyse der Wirtschaft­

lichkeit im Falle notwendig werden­

der Baumaßnahmen mit Auswirkun­

gen auf die Investitionskosten. Darü­

ber hinaus kann der Prozess einer 

Sanierungsplanung im Kontext einer 

Fristverlängerung zur Angleichung 

begleitet werden, ebenso das Verfah­

ren bei Abweichungs- und Befrei­

ungsanträgen. Der sehr komplexe Be­

reich der Abstimmung zwischen Be­

treiber und Eigentümer der Immobilie 

sollte nötigenfalls durch einen ver­

sierten Rechtsanwalt begleitet wer­

den.  jg

Landesgruppe  
Bremen/Bremerhaven

Beliebt und engagiert –  
bosnische Pflegekräfte  
in bremischen Heimen
Convivo-Unternehmensgruppe  
geht neue Wege zur Bekämpfung  
des Fachkräftemangels

Sie sind zwischen 18 und 53 Jahre alt, überwiegend Frauen, aber auch einige 

Männer und alle nennen Bosnien ihre Herkunftsheimat. Jetzt sind sie in Bremen 

und auf dem Weg zur anerkannten Pflegefachkraft. In ihrer Heimat haben alle be-

reits eine Krankenpflegeausbildung mit Erfolg absolviert. Und auch ein Sprach-

zertifikat von mindestens B 1 in der Tasche. In Bremen fangen sie als Hilfskraft in 

einem Pflegeheim als fest angestellte Mitarbeiter/innen an und besuchen parallel 

einen Sprachkursus und einen Anpassungslehrgang mit anschließender soge-

nannter Kenntnisprüfung. Ziel ist das Erreichen des Sprachniveaus B 2 und die 

Anerkennung als Pflegefachkraft.

Was als Projektidee vor einigen Jahren begann, ist mittlerweile festes Programm 

geworden. Regelmäßig fährt Nicole Kießling, Qualitätsmanagerin bei der Convi­

vo-Unternehmensgruppe – mit allein in Bremen mehr als 13 stationären Pflege­

heimen einer der großen Träger – nach Bosnien. Ziel ist die Stadt Zenica. An der 

dortigen Mittel- und Hochschule lassen sich engagierte junge Menschen zu Kran­

kenpflegefachkräften ausbilden. Die Ausbildung dauert vier Jahre und kann noch 

durch eine dreijährige Hochschulausbildung ergänzt werden. 

An den Ausbildungsorten und anderen geeigneten Stellen informiert Nicole Kieß­

ling gemeinsam mit der Kooperationspartnerin von Convivo vor Ort über den Pfle­

geberuf und den Alltag in deutschen Pflegeeinrichtungen. „Im Gepäck“ hat sie 

den genauen Bedarf an Pflegefachkräften, der zuvor in den einzelnen Einrichtun­

gen des Pflegeunternehmens abgefragt wurde. Für die an einer Arbeit in Deutsch­

land interessierten Bosnier werden dann spezielle Auswahlverfahren organisiert. 

Bei positivem Ergebnis erhalten die Bewerber/innen ihre zweisprachigen Arbeits­

verträge. 

Zwei bis drei Wochen nach den Auswahltagen findet in Zenica ein eintägiger 

Workshop statt, auf dem die Convivo-Qualitätsmanagerin das Unternehmen vor­

stellt und die an Pflegefachkräfte gestellte Erwartungshaltung vermittelt. Was er­

wartet die Bosnier/innen hier in Bremen, was genau kommt im Bereich der Alten­

pflege auf die Interessenten zu, welche Maßnahmen sind notwendig, um die 

fachliche Anerkennung zu erlangen, wann beginnt der Sprachkursus, welche Fris­

ten für das Einreichen von Unterlagen müssen eingehalten werden? Wer einen 

Arbeitsvertrag unterschreibt, erhält ein speziell für die Pflege aufgebautes „Wör­

terbuch“ und eine Broschüre mit allem Wissenswerten über Einsatzorte, Kontakt­

personen sowie die Region überreicht. Zinaida Kadic hilft bei sprachlichem Un­

terstützungsbedarf.



In Bremen angekommen können die neuen Mitarbeiter/innen zunächst bei Be­

darf im Convivo-eigenen kleinen Hotel in Oberneuland wohnen. In den sich 

anschließenden Monaten können dann in Ruhe eigene Wohnungen gesucht 

werden. Zinaida Kadic nimmt die neu Angekommenen in Empfang und beglei­

tet sie zu den neuen Arbeitsstätten. Regelmäßiger Austausch über die Erfah­

rungen im Pflegealltag steht genauso auf dem Programm wie gemeinsame 

Freizeitaktivitäten. Keiner soll sich isoliert und fremd fühlen – eine Willkom­

menskultur ist hier selbstverständlich. Persönliche Unterstützung und Betreu­

ung beim Einleben und anschließende Begleitung gehören unabdingbar zum 

Projektalltag.

„Wir freuen uns, dass sich super-engagierte und motivierte Menschen aus Bos­

nien für eine Tätigkeit bei uns in Norddeutschland interessieren“, bilanziert Ni­

cole Kießling. „Künftig wollen wir mit noch drei bis vier weiteren Städten in 

Bosnien kooperieren und möglichst Lehrgänge mit einem einheitlichen Beginn 

und Ende organisieren. Die Zusammenarbeit mit der Zentralen Auslands- und 

Fachvermittlung (ZAV) und auch den Arbeitsagenturen in Bosnien klappt her­

vorragend. Ebenso die mit den Bildungsträgern hier in Bremen.“ 

Ein Problem sei es allerdings, Plätze in der benötigten Anzahl in den Sprachkur­

sen zu belegen. Aus diesem Grund überlegt die Convivo-Gruppe, selbst eine 

qualifizierte Sprachkurslehrerin einzustellen, um unternehmenseigene Inten­

sivsprachkurse zur Vorbereitung auf die Sprachprüfungen anbieten zu können 

und sich ein Stück unabhängiger zu machen. Denn: Pflegefachkräfte werden 

weiter dringend gesucht. Und daher können und müssen noch viele Kurse und 

Lehrgänge für die zugewanderten Pflegekräfte organisiert werden.  hbw

Nicole Kießling, Qualitätsmanagerin bei der Convivo-Unternehmensgruppe 

(links im Bild) und Zinaida Kadic (rechts) mit derzeit in Bremer Pflegeunterneh-

men beschäftigten Fachkräften aus Bosnien.

Anzeige

Am Wall 96-98
28195 Bremen
Tel. 0421 303 83 100
Fax. 0421 303 83 199
info@as-bremen.de
www.as-bremen.de

... einfach nur hanseatisch!
zuverlässig · solide · kompetent

Wir setzen Maßstäbe 
in der Abrechnung.
  Auszahlung ab 48 Stunden

  Keine Kündigungsfristen

  Persönlicher Sachbearbeiter

Unser Service:

 Datenträgeraustausch

 Leistungsabrechnung

 Kostenersparnis

 Vorfinanzierung

 Onlineportal

Exklusive

Sonderkonditionen 

für        -Mitglieder !
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Landesgruppe Hamburg

Konfetti-Parade 2016 für mehr Lebensqualität 
bei Demenz

Zum zweiten Mal fand am 2. April dieses 

Jahres in der Hamburger Innenstadt die 

Konfetti-Parade statt. Mit dieser welt-

weit wohl einzigartigen Parade zum The-

ma Demenz wollen die Menschen und 

beteiligten Organisationen ein weithin 

sichtbares Zeichen setzen, dass Men-

schen mit Demenz und ihre Angehörigen 

in die Mitte der Gesellschaft gehören, 

dass ein Leben trotz oder manchmal so-

gar wegen Demenz sehr lebenswert sein 

kann. 

Neben dem bpa sponserten zahlreiche 

Mitglieder die Organisation dieser Veran­

staltung. Über 500 Menschen nahmen 

an der Parade teil, die wieder vom Ham­

burger Hauptbahnhof zum Hamburger 

Rathaus zog. Es engagierten sich die Mit­

glieder des bpa und deren Mitarbeiter 

mit phantasievollen Aktionen. Die Akteu­

re des Hamburger Clowns-Netzwerks be­

geisterten Teilnehmer und Zuschauer. 

Oldtimer (Autos)-Liebhaber bekamen 

auch etwas zu sehen: Circa 50 Fahrzeuge 

fuhren am Schluss der Parade mit. Kon­

fetti-Botschafterin Bettina Tietjen vom 

NDR moderierte die Abschlusskundge­

bung auf dem Rathausmarkt.  uc

„Konfetti im Kopf“ will Offenheit für das Thema Demenz för­

dern und Begegnungsräume schaffen, die helfen, Be­

rührungsängste abzubauen. Darüber hinaus hat die bun­

desweit angelegte Kampagne das Ziel, eine effektive Zu­

sammenarbeit von Mandatsträgern, Verbänden, Vereinen, 

Unternehmen und Bürgerinnen und Bürgern zu fördern. Ini­

tiator und Vorstandsvorsitzender von Konfetti im Kopf e.V. 

ist der Fotograf Michael Hagedorn. 

Die Konfetti-Parade wird ermöglicht durch die Unterstüt­

zung von „Pflegen & Wohnen Hamburg“, der Frank Wagner 

Holding sowie des bpa (Landesgruppe und Bundesver­

band). Zu weiteren Unterstützern zählen Aktiv Pflege Ham­

burg GmbH, Care Partner Milbret, die Hamburgische Brü­

cke, das Haus im Park der Körber-Stiftung, Hilfe daheim 

GmbH, JWO Hamburg Care, K&S-Seniorenresidenz Ham­

burg, Lemke Häusliche Kranken- und Altenpflege, Marions 

Ambulante Krankenpflege, nessita GmbH, Parkresidenz 

Alstertal, Privater Pflegedienst Gorbatschew, die quatraCare 

Gesundheitsakademie Hamburg gGmbH und Sozialer 

Dienst Karin Kaiser GmbH und UC-TV GmbH. 

Über die Kampagne und das Netzwerk „Konfetti im Kopf“
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Die Unterstützer der Parade wollen ein Zeichen setzen für einen vorurteilsfreien 

Umgang mit Demenz.
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Mehrere hundert Menschen haben auf der Mönckebergstraße in Hamburg für 

mehr Lebensqualität im Alter und bei Demenz demonstriert  
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Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

10-jähriges Jubiläum im Senioren- 
Zentrum „Haus Seeblick“ in Schwerin

Von Generation zu Generation: 
25-jähriges Firmenjubiläum Pflegedienst Barkholdt GmbH

Das Senioren-Zentrum „Haus Seeblick“ 

in der Schweriner Weststadt öffnete im 

Februar 2006 seine Pforten für die ersten 

Bewohner. Am 4. Februar 2016 wurde 

nun das zehnjährige Jubiläum im Schwe-

riner Schlosscafé gefeiert. Neben der 

Schweriner Oberbürgermeisterin Angeli-

ka Gramkow und dem Geschäftsführer 

der KerVita Gruppe Christian Kerling 

richtete auch die Direktorin der Einrich-

tung, Margrit Mandt, Grußworte an die 

Die Pflegedienst Barkholdt GmbH hat am 

15. Januar 2016 ihr 25-jähriges Betriebs

jubiläum mit den Mitarbeitern und vielen 

Kooperationspartnern im Alpin Center 

Wittenburg gefeiert.

Die Weichen für den Pflegedienst hatte 

bereits 1990 Gudrun Meyer als Einzelun­

ternehmerin gestellt. Zuvor war sie als 

Gemeindeschwester tätig und täglich mit 

der Schwalbe unterwegs. Die „Schwalbe“, 

das Moped aus DDR-Zeiten, hat heute 

längst ausgedient. 1995 stieg ihre Tochter 

Carmen Barkholdt als Pflegedienstleite­

rin in den Betrieb ein. Von 2003 bis Ende 

2011 führten beide den Pflegedienst als 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR). 

Seit 2012 leitet Carmen Barkholdt den 

Pflegedienst gemeinsam mit ihrem 

Mann Olaf und ihrer Tochter Jessica. 

Gudrun Meyer konnte in den wohlver­

dienten Ruhestand eintreten.

Im Laufe der Jahre wuchs das Unterneh­

men: Neben dem Pflegedienst entstand 

eine betreute Wohnanlage, eine Tages­

Landesvorstand Michael Beermann 

(links) gratuliert dem Geschäftsführer 

der KerVita-Gruppe Christian Kerling

pflege und eine Wohngemeinschaft. 

Heute beschäftigt die Firma 90 Mitarbei­

ter. „Ich bin froh, dass das Familienunter­

nehmen in die nächste Generation über­

geht“, freut sich Carmen Barkholdt. Denn 

neben ihrer Schwester Gitte Mayer ar­

beiten auch ihre zweite Tochter Natalie in 

der im Jahr 2014 gegründeten Pflege­

dienst Barkholdt GmbH mit und stehen 

ihr mit Rat und Tat in den Bereichen Mar­

keting und Internet zur Seite.

Carmen Barkholdt leistete fast 15 Jahre 

lang wertvolle Verbandsarbeit. So war 

sie bereits 1998, als es den bpa in M-V 

noch gar nicht gab, in der AAK und der 

AGH im Vorstand engagiert und hat sich 

dann über zwölf Jahre unermüdlich für 

die Belange der bpa-Landesgruppe ein­

gesetzt. Als Vorstandsmitglied beim bpa 

hat sie viele Themenfelder mit großem 

Einsatz betreut. „Auch deshalb war es für 

uns Pflicht, an der 50-jährigen bpa-Jubi­

läumsfeier in Berlin teilzunehmen, wel­

che wunderschön war“, freut sich Carmen 

Barkholdt.  cr

Selbstverständlich sind im Familienun­

ternehmen bereits neue Ziele abgesteckt. 

Eine Intensiv-WG soll eröffnet werden 

und eine weitere Wohngruppe mit Be­

treuung sowie eine zweite Tagespflege 

sind in Planung.

Der bpa gratulierte dem Familienunter-

nehmen zum Jubiläum und wünscht für 

die weiteren Jahre nur das Beste. Von 

links: Sven Wolfgram, Carmen Bark-

holdt, Gudrun Meyer, Olaf Barkholdt

Gäste. Michael Beermann, Vorstandsmit-

glied der bpa-Landesgruppe Mecklen-

burg-Vorpommern, übermittelte Glück-

wünsche des bpa.

Das „Haus Seeblick“ war die erste Ein­

richtung der KerVita-Gruppe. Das Senio­

ren-Zentrum mit 134 Pflegeplätzen liegt 

am Ufer des Lankower Sees und bietet 

seinen Bewohnern einen malerischen 

Ausblick auf den See.  cr
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Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Traditionelles Treffen im Pflegeministerium 
Jahresauftaktgespräch mit NRW-Pflegeministerin  
Barbara Steffens 

Beim Jahresauftaktgespräch der bpa-

Landesgruppe NRW mit der politischen 

Hausspitze des Pflegeministeriums NRW 

stand der Führungsstab des Ministeri-

ums für Gesundheit, Emanzipation, Pfle-

ge und Alter (MGEPA) dem bpa-Landes-

vorstand als Gesprächspartner zur Ver

fügung. Pflegeministerin Barbara Stef-

fens, die bereits Ende Januar als Gast 

des bpa-Neujahrsempfangs 2016 teilge-

nommen hatte, begrüßte die Kommuni

kationsbereitschaft des bpa und hatte 

zum Gedankenaustausch Staatssekretä-

rin Martina Hoffmann-Badache hinzuge-

beten. 

Im Mittelpunkt standen die Themen Fach­

kräftesicherung und die Regelungen zur 

Investitionskostenförderung nach der 

Durchführungsverordnung des Alten- und 

Pflegegesetzes in NRW. 

bpa-Landesvorsitzender Christof Beck­

mann hatte die Gelegenheit, noch ein­

mal die Sorgen und Kritikpunkte des 

bpa zu den aktuellen Entwicklungen ei­

nes Pflegeberufsgesetzes (Generalistik) 

und den neuen Regelungen der Investi­

tionskostenförderung in NRW, insbe­

sondere in der vollstationären Pflege, 

zu erläutern. Er sprach sich nachdrück­

lich dafür aus, bei der Umsetzung der 

neuen Finanzierungsregelungen im Be­

reich der Investitionskosten, die wirt­

schaftliche Tragfähigkeit nicht aus den 

Augen zu verlieren und die Unsicher­

heiten im Rahmen des neuen Verfah­

rens und neuer Berechnungsmodalitä­

ten schnellstmöglich zu beheben. Ein 

wichtiger Schritt sei die geplante Ver­

längerung der Übergangsregelung für 

bestehende Investitionskostenbeschei­

de bis zum Jahresende 2016.

Vor dem Hintergrund der Verzögerungen 

im Gesetzgebungs- und Antragsverfah­

Von links: Norbert Grote, Leiter der bpa-Landesgeschäftsstelle, LMR Andreas Burkert, Christof Beckmann, bpa-Landesvorsit-

zender, NRW-Pflegeministerin Barbara Steffens, MR Helmut Watzlawik, Staatssekretärin Martina Hoffmann-Badache, Hans 

Peter Knips, bpa-Landesbeauftragter, Frederike Donath, MGEPA
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ren sei auch die Anpassungsfrist 2018 

(Stichwort: 80 Prozent-Einzelzimmer-Quo­

te) auf den Prüfstand zu stellen, da es 

nach derzeitiger Einschätzung kaum rea­

lisierbar erscheint, dass alle Träger bis zu 

diesem Zeitpunkt eine entsprechende 

Anpassung und damit verbundene Mo­

dernisierungsmaßnahmen abschließend 

vornehmen können. Der bpa geht davon 

aus, dass ca. 25 Prozent aller Pflegeein­

richtungen in NRW noch eine Anpassung 

vornehmen müssen. Bei dieser Thematik 

Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Die AG Erfahrungsaustausch Kleine Einrichtungen – 
beim bpa immer in guten Händen! 

Seit nunmehr zwei Jahrzehnten treffen 

sich regelmäßig bpa-Mitgliedseinrichtun-

gen aus Nordrhein-Westfalen in der Ar-

beitsgruppe „Erfahrungsaustausch Klei-

ne Einrichtungen“. Damit ist diese Ar-

beitsgruppe die älteste und beständigste 

der bpa-Landesgruppe NRW. Nach eige-

ner Definition zählen zu dieser Arbeits-

gruppe Einrichtungen mit bis zu ca. 40 

Pflegeplätzen. Von den inzwischen über 

500 stationären Mitgliedseinrichtungen 

des bpa in NRW gehören immerhin etwa 

80 dieser Kategorie an. Alle sechs Wochen 

findet ein Erfahrungsaustausch statt, und 

das seit nunmehr zwanzig Jahren. 

Von Beginn an ist Thomas Lahme als 

Sprecher der AG tätig und wurde in die­

sem Amt immer wieder bestätigt. Er 

sorgte zudem stets dafür, dass die The­

men der kleinen Einrichtungen in der 

bpa-Landesgruppe NRW Gehör fanden. 

Eine besondere Würdigung fand dieses 

herausragende Engagement bereits vor 

zwei Jahren mit der Verleihung der sil­

bernen Ehrennadel des bpa.

Planmäßig, mit Erreichung der „Altersru­

he“, hat das Ehepaar Lahme zum Jahres­

wechsel 2015/2016 seine Einrichtung in 

Wilnsdorf an einen Nachfolger überge­

ben können. Das „Haus Sonne“ wird un­

ter neuer Trägerschaft erfolgreich weiter 

betrieben und Thomas Lahme wird den 

Trägerwechsel noch einige Wochen per­

sönlich begleiten. Der anstehende Ruhe­

stand und auch gesundheitliche Gründe 

haben ihn nun veranlasst, seine Funktion 

als Sprecher der Arbeitsgruppe nieder­

zulegen.

Kommissarisch übernimmt derzeit be­

reits Hubert Knippschild aus Lippstadt 

die Sprecherfunktion in der AG. Er hat 

bereits einige Arbeitsgruppensitzungen 

geleitet und ist sich sicher, dass die Zu­

kunftssicherung von kleinen stationären 

Einrichtungen nur gelingen kann, wenn 

alle zur Verfügung stehenden, professio­

nellen Unterstützungs- und Beratungs­

angebote des bpa auch in Anspruch ge­

nommen werden. 

Turnusgemäß wird im September 2016, 

parallel zur bpa-Mitgliederversammlung 

in Neuss, anlässlich der auch ein neuer 

bpa-Landesvorstand gewählt wird, in der 

Arbeitsgruppe „Erfahrungsaustausch klei­

ne Einrichtungen“ ein/e neue/r AG-Spre­

cher/in gewählt. 

Thomas Lahme 

stieß der Verband jedoch auf kein Ver­

ständnis und die klare Aussage der Minis­

terin lautete, an der Anpassungsfrist 2018 

festhalten zu wollen. Staatssekretärin 

Hoffmann-Badache, die den politischen 

Prozess im Zusammenhang mit den Inves­

titionsregelungen begleitet, nahm die kriti­

schen Anmerkungen und Hinweise des 

bpa interessiert entgegen. Die Ministerin 

hob hervor, dass die Verbesserungsvor­

schläge, aber auch die deutliche Kritik des 

bpa nicht auf „taube Ohren“ stoßen und 

die Erfahrungen und Kenntnisse der Ein­

richtungen und Diensten genutzt werden.

Große Übereinstimmung bestand bei der 

Bewertung des geplanten Pflegeberufs­

gesetzes (Generalistik) auf Bundesebene. 

Man wolle gemeinsam alles daran set­

zen, dass es zu diesem Gesetz nicht 

kommt, denn das hätte verheerende Aus­

wirkungen auf die Ausbildungssituation 

in Nordrhein-Westfalen und die Fachkräf­

tegewinnung im Bereich der Pflege.  ng

Wer sich als Träger und oder Inhaber  

einer kleinen stationären Einrichtung (bis 

ca. 40 Plätze) in NRW angesprochen fühlt 

und gerne am „Erfahrungsaustausch 

kleiner Einrichtungen“ teilnehmen möch­

te ist herzlich eingeladen!  hpk
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Landesgruppe Rheinland-Pfalz

Mitgliederversammlung und Fachtagung
Rheinland-Pfalz braucht die private Pflege –  
Pflegeunternehmen brauchen Spielräume

Die Landesregierung stehe an der Seite 

der privaten Anbieter, wenn es um die 

Sicherung der Fachkräfte in der Pflege 

geht – hat der Staatssekretär im Ministe-

rium für Soziales, Arbeit, Gesundheit 

und Demografie des Landes Rheinland-

Pfalz, David Langner, anlässlich der Fach-

tagung des bpa in Mainz gesagt. So be-

ruhigend diese Aussage für viele Mitglie-

der auch war, zeigte sich bei vielen ande-

ren Themen wie Pflegekammer oder 

Landesheimgesetz eine deutliche Dis-

tanz zu den Vorhaben der Landesregie-

rung.

Die zweitägige bpa-Veranstaltung hatte 

tags zuvor mit der Mitgliederversamm­

lung begonnen, bei der die Wahl des 

Landesvorstandes auf der Tagesordnung 

stand. Das Ergebnis: Der alte ist auch der 

neue Vorstand. bpa-Präsident Bernd 

Meurer wurde als Landesvorsitzender in 

seinem Amt bestätigt, sein Stellvertreter 

Dieter Hewener wurde wieder gewählt 

und auch Helmut Becher, Michaela Do­

mann, Christian Grimm, Achim Helfrich, 

Katja König, Manfred Hoffmann, Harald 

Monschau und Hilmar Schwager wurden 

ebenfalls wieder als Beisitzer in den Vor­

stand gewählt.

Auf den aktuellen Stand in Sachen Pflege­

politik wurden die Mitglieder von den 

bpa-Geschäftsführern Herbert Mauel und 

Bernd Tews gebracht, die in ihren Vorträ­

gen zum Zweiten Pflegestärkungsgesetz 

(PSG II), dem neuen Pflegebedürftigkeits­

begriff und zur generalistischen Pflege­

ausbildung die Teilnehmer mit neuesten 

Informationen versorgten.

Als Gast referierte Dr. Irmgard Stippler, 

Vorstandsvorsitzende der AOK Rheinland-

Pfalz/Saarland, über das PSG II und des­

sen Chancen aus Sicht der AOK Rhein­

land-Pfalz/Saarland. Dabei betonte Dr. 

Stippler, dass sie sich auch weiterhin eine 

Zusammenarbeit mit dem bpa sehr wün­

schen würde.

Anreize bieten statt zunehmender 

Reglementierung

„Rheinland-Pfalz braucht die private 

Pflege – Pflegeunternehmen brauchen 

Spielräume“, in seiner Eröffnungsrede 

zur Fachtagung des bpa am Folgetag 

zeigte bpa-Präsident und Landesvor­

sitzender Bernd Meurer auf, dass eine 

angemessene Versorgung der Pflege­

bedürftigen in Rheinland-Pfalz auch zu­

künftig nur mit der Unterstützung durch 

private Pflegeeinrichtungen gelingen 

könne. „Die Voraussetzungen dazu müs­

Rainer 

Brüderle, 

Präsident bpa 

Arbeitgeber-

verband 

Hedi Thelen, 

sozialpolitische 

Sprecherin der 

CDU-Land-

tagsfraktion, 

im Dialog mit 

bpa-Präsident 

Bernd Meurer
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stanz zu vielen anderen Themen der Lan­

desregierung wie Pflegekammer oder 

Landesheimgesetz deutlich.

Für klare Positionen in der  

Mittelstandspolitik

Im Laufe der Fachtagung wurde das Mot­

to „Rheinland-Pfalz braucht die private 

Pflege – Pflegeunternehmen brauchen 

Spielräume“ von verschiedenen Seiten 

beleuchtet. 

Der Präsident des im Juni 2015 gegrün­

deten bpa Arbeitgeberverbandes Rainer 

Brüderle erklärte, dass er für klare Positi­

onen in der für den bpa so wichtigen Mit­

telstandspolitik und für eine engagierte 

soziale Marktwirtschaft stehe. Brüderle 

wies darauf hin, dass eine Mitarbeiterge­

winnung und deren Bindung für die Mit­

gliedsunternehmen des bpa wesentlicher 

Bestandteil einer modernen Personal­

entwicklung sei. Dazu gehörten insbe­

sondere leistungsorientierte Gehaltssys­

teme, die den Möglichkeiten der Unter­

nehmen und den Erwartungen der Mit­

arbeiter gerecht würden. Der bpa Arbeit- 

geberverband werde sich zukünftig stär­

ker in die Lohnfindung einschalten, vor 

allem aber auch auf eine ausreichende 

Finanzierung drängen.

Die Landtagsabgeordnete und sozialpo­

litische Sprecherin der CDU-Landtags­

fraktion Hedi Thelen sprach sich im Dia­

log mit dem bpa-Präsidenten für mehr 

Vertrauen in die Pflegeunternehmen aus: 

„Wir wollen, dass Pflegebedürftige und 

deren Angehörige flächendeckend hoch­

wertige Pflegeangebote finden. Das kön­

nen die Kommunen nicht im Alleingang 

sicherstellen.“

Zum Abschluss referierte Ingeborg Ger­

mann, Referatsleiterin im rheinland-pfäl­

zischen Ministerium für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Demografie, über das 

Landesgesetz zur Weiterentwicklung der 

Wohnformen und zur Stärkung der Teil­

habe, das derzeit erstellt wird und in den 

kommenden Monaten in Kraft treten 

sen für die Unternehmer auch in Zukunft 

gegeben sein. Dazu zählen aber auch 

entsprechende Anreize statt zunehmen­

der Reglementierung.“

Es folgte das Grußwort des rheinland-

pfälzischen Sozialstaatsekretärs David 

Langner, der betonte: „Auch zukünftig 

steht die Landesregierung an der Seite 

der privaten Anbieter, wenn es um die 

Sicherung der Fachkräfte in der Pflege 

geht.“ 

Langner führte aus: „Mit der Fachkräfte- 

und Qualifizierungsinitiative Gesund­

heitsfachberufe 2012 – 2015 begegnen 

wir dem Fachkräftebedarf gemeinsam 

mit allen relevanten Akteuren des rhein­

land-pfälzischen Gesundheitswesens und 

der Pflege. Außerdem brauchen wir die 

privaten Anbieter für ein qualitativ hoch­

wertiges Angebot für Menschen, die auf 

Leistungen des Gesundheitswesens und 

der Pflege angewiesen sind.“ So beruhi­

gend diese Aussage für viele Mitglieder 

auch war, so wurde deren erhebliche Di­

Der wiedergewählte Vorstand der bpa-Landesgruppe Rheinland-Pfalz (von links, vorne): Dieter Hewener (stellvertretender 

Vorsitzender), Harald Monschau, Helmut Becher, Bernd Meurer (Vorsitzender); (von links, hinten): Christian Grimm, Michaela 

Domann, Manfred Hoffmann, Achim Helfrich. Nicht im Bild: Hilmar Schwager und Katja König
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der stationären Pflegeeinrichtung Villa 

Sonnenmond aus Neustadt/Westerwald. 

Inhaber der Einrichtung ist Helmut Be­

cher, Vorstandsmitglied der bpa-Landes­

gruppe Rheinland-Pfalz.  ek

Landesgruppe Rheinland-Pfalz

Dritte Berliner Runde diskutiert  
pflegerische Versorgung

Unter dem Titel „Zuhause ist immer bes-

ser!?“ hatten die rheinland-pfälzische 

Sozialministerin Sabine Bätzing-Lich-

tenthäler und die nordrhein-westfälische 

Gesundheitsministerin Barbara Steffens 

vergangenen Herbst zur dritten Berliner 

Runde zur Zukunft der Pflege in Berlin 

eingeladen. 

Im Fokus stand die Frage, ob die bisheri­

ge Trennung nach dem Grundsatz „am­

bulant vor stationär“ neu gedacht wer­

den müsse. Dazu hatten die Ministerin­

nen verschiedenste Expertinnen und Ex­

perten eingeladen, um aus den 

kontroversen Perspektiven ihrer unter­

schiedlichen Ansätze einen möglichen 

Handlungsansatz zu finden. Aus Rhein­

land-Pfalz war als pflegerischer Experte 

Jens Ickenroth eingeladen. Als Master-

Student war es sein Ziel, in seinem Vor­

trag den Zuhörern aus Politik und Wirt­

schaft, Pflegeexperten und Medienver­

tretern immer wieder mit seinem „Ja, ich 

will in der Pflege arbeiten“ zu verdeutli­

chen, dass eine professionelle Pflege in 

stationären Einrichtungen Menschen 

hilft, diese vor Vereinsamung, Verwahrlo­

sung und Verlust von Lebensqualität zu 

schützen. Jens Ickenroth ist Heimleitung 

Von links: Birgit  

Becher, Villa 

Sonnenmond 

aus Neustadt/

Westerwald, 

Jens Ickenroth, 

Heimleitung, 

Sozialministerin 

Bätzing-Lich-

tenthäler und 

Helmut Becher, 

Vorstandsmit-

glied des 

bpa-Rheinland-

Pfalz

David Langner, 

Staatssekretär im 

Ministerium für 

Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und 

Demografie des 

Landes Rhein-

land-Pfalz 

soll. Dabei wies die Referentin auf wich­

tige Änderungen für Einrichtungen und 

Leistungsanbieter hin.

Die zweitägige Veranstaltung wurde 

durch einen zünftigen Hüttenabend im 

Hofgut Laubenheimer Höhe abgerundet, 

bei dem auch kräftig getanzt wurde.

„Eine gute Mischung an Vorträgen in den 

zwei Tagen“, so lautete das positive Feed­

back der bpa-Mitglieder. Das spornte den 

Landesvorstand und die Mitarbeiterin­

nen der bpa-Landesgeschäftsstelle in 

Mainz an und so sind die Vorbereitungen 

für die nächste bpa-Mitgliederversamm­

lung und Fachtagung bereits in vollem 

Gange.  ek
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Landesgruppe Sachsen

Entbürokratisierung der Pflegedokumentation:  
Weniger ist Mehr!
Der bpa auf dem Interprofessionellen Gesundheitskongress 
2016 in Dresden

Unter dem Motto „Viele Professionen – 

ein Patient!“ fand am 8. und 9. April 2016 

im Internationalen Congress Center 

Dresden zum vierten Mal der Interpro-

fessionelle Gesundheitskongress statt. 

Der bpa, der erstmals Mitglied im Fach-

beirat und Kooperationspartner des 

Kongresses ist, war am zweiten Veran-

staltungstag im „Pflege Spezial“ mit 

dem Thema „Die neue ‚entbürokratisier-

te‘ Pflegedokumentation“ vertreten, bei 

dem Ellen Fährmann, Vorsitzende der 

bpa-Landesgruppe Brandenburg und Re-

gionalkoordinatorin im Projektbüro Ein-

STEP in Berlin, zum Auftakt einen aktuel-

len Überblick über das Projekt und den 

Stand der Implementierung gab. Aus 

sächsischer Sicht besonders erfreulich 

ist dabei das große Interesse, das der 

Entbürokratisierung der Pflegedoku-

mentation entgegengebracht wird. 

So haben sich bereits 583 sächsische 

Pflegeeinrichtungen (Stand: 11. März 

2016), davon 375 private, auf der Ein­

STEP-Homepage registriert, was einer 

Teilnahmequote von 32,2 Prozent ent­

spricht. Ein gutes Drittel hiervon hat 

seine Dokumentation bereits umge­

stellt, etwa 45 Prozent werden in 2016 

umstellen. 

Unter Moderation der Leiterin der bpa-

Landesgeschäftsstelle, Antje Stefan, dis­

Zuhörer beim Interprofessionellen Gesundheitskongress in Dresden.

kutierten anschließend das sächsische 

Vorstandsmitglied Igor Ratzenberger 

und Frank Zwinscher, die selbst Einrich­

tungsbetreiber und geschulte Multiplika­

toren sind, sowie Ulrike Becher vom 

MDK Sachsen und Ellen Fährmann mit 

den Veranstaltungsteilnehmern über die 

Implementierung der neuen Pflegedoku­

mentation und deren Mehrwert für die 

Pflegeeinrichtungen. Dabei wurde deut­

lich, dass die Umstellung anfangs zwar 

einen gewissen Zeitaufwand erfordert, 

im Ergebnis aber die Mitarbeiter moti­

vierter sind, Krankenstände gesenkt wer­

den, die Pflegefachlichkeit der Mitarbei­

ter gestärkt wird und letztlich mehr Zeit 

für die Pflegebedürftigen übrig bleibt. Da 

die sächsischen Prüfinstanzen inzwi­

schen alle geschult sind, ist auch nicht zu 

befürchten, dass bereits nach dem neuen 

System dokumentierende Pflegeeinrich­

tungen Schwierigkeiten bei MDK- bezie­

hungsweise heimaufsichtlichen Prüfun­

gen haben werden.  os

Moderiert von Antje Stefan, Leiterin der bpa-Landesgeschäftsstelle Sachsen, 

diskutierten Igor Ratzenberger und Frank Zwinscher, beide Einrichtungsbetreiber 

und geschulte Multiplikatoren, sowie Ulrike Becher vom MDK Sachsen und Ellen 

Fährmann über die neue Pflegedokumentation.
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Landesgruppe Sachsen-Anhalt

Mitgliederversammlung in Magdeburg
Mitwirkungsverordnung nach dem Wohn- und 
Teilhabegesetz ist ein erster Meilenstein 

Rund 200 Pflegeexperten der Mitglieds-

unternehmen der bpa-Landesgruppe 

Sachsen-Anhalt waren am 10. März 2016 

ins Ramada-Hotel nach Magdeburg zur 

ersten Mitgliederversammlung des Jah-

res 2016 gekommen. Die Tagesordnung 

versprach sowohl für ambulante als 

auch für stationäre Unternehmen viele 

spannende Themen. Vor allem die Um-

setzung des Zweiten Pflegestärkungsge-

setzes (PSG II) stand im Fokus der Veran-

staltung. 

Vorschriften werden neu justiert

Die Tagungsteilnehmer informierten sich 

über die neuen Leistungen für die Pfle­

gebedürftigen und die Leistungsgewäh­

rung nach Pflegegraden. Die leistungs-, 

vertrags- und vergütungsrechtlichen Vor­

schriften der Pflegeversicherung werden 

im Rahmen des PSG II neu justiert, was 

für einen hohen Informationsbedarf 

sorgt. Annette Schmidt und Daniel Hey­

er, Landesbeauftragte des bpa Sachsen-

Anhalt, sowie Nico Kling von der bpa-

Servicegesellschaft gaben zu diesem 

Themenfeld umfassend Auskunft.

bpa-Geschäftsführer Herbert Mauel in­

formierte über aktuelle Herausforderun­

gen, wie den demographischen Wandel 

sowie die Auswirkungen auf personelle 

Ressourcen in Verbindung mit dem sich 

immer deutlicher abzeichnenden Fach­

kräftemangel. Aufgrund des neuen Pfle­

gestärkungsgesetzes sieht er zudem die 

Gefahr einer Verringerung der finanziel­

len Ausstattung durch die Pflegekassen. 

Ein Hauptaugenmerk des Fachtages galt 

der zum 1. April 2016 in Kraft getretenen 

Mitwirkungsverordnung nach dem Wohn- 

und Teilhabegesetz des Landes Sachsen-

Anhalt. Diese findet Anwendung auf sta­

tionäre Pflege- und Behinderteneinrich­

tungen und nicht selbst organisierte 

Wohngemeinschaften. Ziel der Mitwir­

kungsverordnung ist die Sicherstellung 

der Selbstbestimmung und Teilhabe der 

Bewohnerinnen und Bewohner am ge­

sellschaftlichen Leben sowie die Förde­

rung einer angemessenen Qualität der 

Pflege und Betreuung. Die Regelungs­

dichte der Verordnung stieß bei vielen 

Teilnehmern auf Skepsis. 

Erfolg im Kampf gegen multiresistente 

Erreger

Für ambulante Mitgliedsunternehmen 

des bpa Sachsen-Anhalt waren insbe­

sondere die Ergebnisse der Verhandlun­

gen zu den Rahmenverträgen der Häusli­

chen Krankenpflege mit der AOK Sach­

sen-Anhalt, der IKK gesundplus, vdek, 

BKK, Knappschaft und SVLFG von Inter­

esse. Besonders erwähnenswert ist der 

jüngste Erfolg im Kampf gegen multire­

sistente Erreger. Nachdem bereits im 

vergangenen Jahr eine verbindliche Re­

gelung mit dem BKK Landesverband 

und der Sozialversicherung für Landwirt­

schaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) 

erzielt werden konnte, obsiegten jetzt die 

Mitgliedsunternehmen des Verbandes 

im Schiedsverfahren mit dem vdek – Ver­

band der Ersatzkassen und der Knapp­

schaft mit einer Regelung. Diese ist für 

die Pflegebranche in den neuen Bundes­

ländern in dieser Form bisher einmalig 

und somit wegweisend. Ab sofort wer­

den unter anderem Arbeitsschutzkosten 

bei multiresistenten Erregern durch na­

hezu alle Kassen refinanziert und die Be­

zahlung einer Dokumentenpauschale ver­

Ehrung für langjährige Mitgliedschaft beim bpa (vorne von links): Stellvertretender 

bpa-Landesvorsitzender Stephan Richter, bpa-Landesvorsitzende Sabine Mrosek, 

Bianca Kuchel und Annett Rabe. Im Hintergrund: bpa-Landesbeauftragter Daniel 

Heyer
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Vollbesetzte Mitgliederversammlung in Magdeburg: Im Fokus stand die Umset-

zung des Zweiten Pflegestärkungsgesetzes (PSG II)

einbart. Zusätzlich einigte man sich auf 

eine Tagespauschale zur Vergütung bei 

der MRSA-Eradikationstherapie. Allein 

die AOK Sachsen-Anhalt und IKK ge­

sundplus verweigern derzeit noch eine 

ansonsten bundesweit und nun auch in 

Sachsen-Anhalt bestehende Regelung.

Langjährige Mitglieder geehrt

Grund zur Freude gab es im Rahmen der 

Mitgliederversammlung auch für langjäh­

rige Verbandsmitglieder. Ausgezeichnet 

wurden Sabine Mrosek (20 Jahre), Ste­

phan Richter (15 Jahre), Annett Rabe (10 

Jahre) und Bianca Kuchel (20 Jahre).  ans

Landesgruppe Thüringen

Großer Zulauf beim Vortrag zum  
Zweiten Pflegestärkungsgesetz in Erfurt 

Die Mitglieder der stationären bpa-Mit-

gliedseinrichtungen in Thüringen freuten 

sich sehr, bpa-Geschäftsführer Herbert 

Mauel im Februar 2016 zu einem infor-

mativen und spannenden Vortrag über 

das Zweite Pflegestärkungsgesetz (PSG 

II) in Erfurt begrüßen zu können. 

In seinem Vortrag machte Herbert Mauel 

deutlich, welche Herausforderungen im 

stationären Bereich mit der Umsetzung 

und den damit verbundenen leistungs­

rechtlichen Neuerungen bevorstehen. Die 

Themen dazu waren die Abgrenzung der 

Pflegegrade, die Überleitung und Neu­

berechnung der Pflegesätze, die Leis­

tungshöhen stationär sowie die Umrech­

nungstabelle des bpa und der einheitli­

che Eigenanteil. 

Der Landesbeauftragte Mathias Räder 

informierte darüber, dass eine Arbeits­

gruppe der Pflegesatzkommission der­

zeit an einem Vorschlag zur Umsetzung 

des pauschalen Umstellungsverfahrens 

in Thüringen nach § 92c SGB XI arbeitet. 

Mit dem Zweiten Pflegestärkungsgesetz 

wird auch das bestehende Begutach­

Gut besuchte Informationsveranstaltung im Saal der Deutschen Rentenversiche-

rung in Erfurt

bpa-Geschäftsführer Herbert Mauel 

referiert über das PSG II
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Der bpa Thüringen hofft auch auf den 

weiter anhaltenden Widerstand der Lan­

desregierung im Bundesrat. Seit Mona­

ten warnen der bpa Thüringen und Pfle­

geexperten in ganz Deutschland vor dem 

geplanten Gesetz. Margit Benkenstein, 

bpa-Landesvorsitzende in Thüringen, 

macht als Krankenschwester jetzt neuen 

Mut: „Dass Mitglieder der regierenden 

CDU auf Bundesebene unsere Bedenken 

aufgenommen haben, ist ein wichtiger 

Schritt. Wir hoffen, dass auch unsere Lan­

desregierung über den Bundesrat Druck 

gegen das Gesetz macht. Ansonsten ge­

rät die pflegerische Versorgung in Thürin­

gen in Gefahr“, mahnt Benkenstein, die in 

Gerstungen ein Pflegeheim leitet.

„Die Inhalte aller drei Ausbildungsberufe 

unterscheiden sich deutlich. Kranken­

schwestern sind für die Akutpflege, die 

Behandlungspflege und die Unterstüt­

zung der Ärzte besonders qualifiziert. 

Wird die Ausbildung wie geplant an de­

ren Ausbildungsinhalten ausgerichtet, 

kommen Schwerpunkte der Altenpflege 

wie die Pflegeplanung, die Betreuung 

demenziell Erkrankter oder die sozial­

pflegerischen Aufgaben unter die Räder“, 

befürchtet Benkenstein.  te

Landesgruppe Thüringen

Landesgruppe Thüringen setzt bei Generalistik 
auf Widerstand der Landesregierung
Auch CDU-Bundestagsabgeordneter sieht Handlungsbedarf 
bei Attraktivität der Altenpflege 

Der Thüringer CDU-Bundestagsabgeord-

nete Tankred Schipanski (Mitglied im Aus

schuss für Bildung) will sich mit Nach-

druck dafür einsetzen, dass eine ausrei-

chende Spezialisierung für die substan-

ziell unterschiedlichen Pflegeberufe er- 

halten bleibt. Das unterstrich Schipanski 

im Gespräch mit bpa-Vorstandsmitglied 

Nadine Lopuszanski und dem Landesbe-

auftragten Thomas Engemann sowie in 

einem Schreiben an den bpa in Thürin-

gen. Anlass ist die Planung der Bundes-

regierung, die spezialisierten Ausbildun

gen in der Altenpflege, der Kranken- und 

der Kinderpflege zusammenzulegen. 

Dies hat bundesweit zu massiven Pro-

testen bei Gesundheitsexperten und Ver-

bänden geführt. 

Vor-Ort-Termin zur Generalistik mit der Politik in der pro seniore-Seniorenresidenz 

Dornheimer Berg in Arnstadt. Teilnehmer (von links): Nadine Lopuszanski 

(Residenzleiterin und bpa-Vorstand), Stephan Hauschild (Leiter der Landesfach-

kommission Gesundheitswirtschaft beim Wirtschaftrat der CDU), Jörg Thamm 

(CDU MdL), Andrea Walther (PDL), Tankred Schipanski (BDU MdB), Thomas 

Engemann (bpa-Landesbeauftragter)

tungsverfahren ab dem 1. Januar 2017 

durch ein Neues Begutachtungsassess­

ment (NBA) ersetzt. Im Rahmen des As­

sessments werden alle relevanten Aspek­

te der Pflegebedürftigkeit unabhängig da­

von begutachtet, ob sie auf körperlichen, 

psychischen oder kognitiven Beeinträchti­

gungen beruhen. Ausschlaggebend für 

die Einstufung in einen der fünf neuen 

Pflegegrade ist der Grad der Selbständig­

keit des Pflegebedürftigen, jedoch leider 

nicht der tatsächliche Pflege- und Unter­

stützungsbedarf.

Neben dem neuen Begutachtungsver­

fahren und der Überleitung der Pflege­

stufen in Pflegegrade wird das PSG II 

insbesondere den stationären Bereich 

formal stark verändern. Klar war den Be­

suchern: Das PSG II bringt für die Pflege­

heime in Thüringen erhebliche Verände­

rungen der Bewohnerstrukturen, der 

vertraglichen Regelungen und nicht zu­

letzt auch der Ausrichtung der Unterneh­

men mit sich. Insbesondere werden für 

die professionelle Pflege auch mehr Be­

schäftigte benötigt. Darauf werden sich 

die Mitglieder vorbereiten und entspre­

chend reagieren.  mrä
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Impressionen vom Frühlingsempfang 2016

Zum Frühlingsempfang von bpa und bpa 

Arbeitgeberverband in den erweiterten 

Räumlichkeiten der Bundesgeschäftsstel-

le in Berlin-Mitte hatten sich am 16. März 

2016 mehr als 200 Gäste aus Politik, 

Diplomatie, Verwaltung, Pflegewirtschaft, 

Medien sowie von Krankenkassen und 

Verbänden eingefunden. Besonders freu-

ten sich Rainer Brüderle und Bernd Meu-

rer als Vertreter der gastgebenden Ver-

bände bpa Arbeitgeberverband und bpa 

über das Grußwort des Pflegebeauftrag-

ten der Bundesregierung, Staatssekretär 

Karl-Josef Laumann. 

bpa-Präsident Bernd Meurer begrüßte 

die Gäste

Der Pflegebeauftragte der Bundes

regierung Staatssekretär Karl-Josef 

Laumann sprach das Grußwort

Elisabeth Scharfenberg, MdB, 

Pflegepolitische Sprecherin Bündnis 

90/Die Grünen

Von links: Rainer Brüderle, Susanne Pletowski, Nadine Ertmer und Ulrike Bode vom 

GKV-Spitzenverband, Bernd Meurer, Dr. Monika Kücking, Abteilungsleiterin GKV-

Spitzenverband, bpa-Geschäftsführer Herbert Mauel

Bundesminister a. D. Rainer Brüderle 

und Bundestagsvizepräsident  

Johannes Singhammer
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bpa-Präsident Bernd Meurer hob in sei­

ner Begrüßungsrede die Bedeutung der 

privaten Investitionen und des sozialen 

Engagements der mittelständischen Un­

ternehmer hervor, die seiner Meinung 

nach in Zukunft noch wachsen werde. 

„Ohne private Investitionen und ohne 

privates Unternehmertum in der Pflege 

werden wir die wirtschaftlichen und fi­

nanziellen Aufgaben und Herausforde­

rungen, die vor uns liegen, nicht schul­

tern können.“

Passen Unternehmertum und soziales 

Engagement zusammen? Diese Frage 

beantwortet Meurer mit einem klaren 

„Ja“. Schließlich seien es in erster Linie 

die privaten mittelständischen Pflegeun­

ternehmen, kleine Pflegedienste und 

Heime, die in den entlegensten Winkeln 

etwa im Nordosten oder tiefsten Süden 

der Republik Menschen helfen, die Pfle­

ge brauchen.  

Staatssekretär Karl-Josef Laumann drück­

te in seinem Grußwort sein tiefes Miss­

trauen gegenüber staatlicher Planung aus 

und lobte die Gestaltungskraft der sozia­

len Marktwirtschaft. Sinngemäß sagte er: 

Wir dürfen uns freuen über die vielfälti­

gen Strukturen und Versorgungsformen –  

ambulant, teilstationär und stationär – 

die seit Einführung der sozialen Pflege­

versicherung entstanden sind. Der bpa 

habe mit seinen vielen Unternehmen  

einen entscheidenden Beitrag zum Auf­

bau dieser wichtigen Infrastruktur in der 

Pflege geleistet. 

Der Präsident des bpa Arbeitgeberver­

bandes Rainer Brüderle betonte, dass 

die flächendeckende pflegerische Versor­

gung ohne die privaten Anbieter schon 

längst zusammengebrochen wäre und 

schloss mit einem Appell an die Gäste: 

„Seien Sie Kämpfer für fairen Wettbe­

werb!“  

Im Laufe des Abends wurde auch das ein 

oder andere Anliegen privater Anbieter 

in der Pflege besprochen. 

bpa-Vizepräsidentin Susanne Pletowski und BMG-Staats-

sekretär Lutz Stroppe 

Vorne von links: Dr. Manfred und Annette Stegger, Ulf Fink, 

WISO Consulting, Miriam von Bardeleben und Thomas 

Grünert von Vincentz Network

Ihre Exzellenz Melita Sta. Maria-Thomeczek (Mitte), Botschaf-

terin der Philippinen, und Gunjanaporn Saigal (vorne links), 

Gesandte Botschaftsrätin, Königlich Thailändische Botschaft

Rainer Brüderle, bpa Arbeitgeberpräsident, und Gernot 

Kiefer, Vorstand GKV-Spitzenverband 
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Prof. Dr. Andreas Lehr, freier Journalist, und Dr. Wolfgang 

Mennicken, DKV AG

Dr. Peter Pick, Geschäftsführer MDS, und Claus Bölicke, 

AWO Bundesverband 

Daniel Heinisch, Deutscher Verein, und Erwin Rüddel, 

MdB, Pflegepolitischer Sprecher von CDU/CSU

Dr. Matthias von Schwanenflügel, Abteilungsleiter 

BMFSFJ, und Bernd Meurer

Oliver Blatt, Abteilungsleiter Gesundheit, vdek,  

Dr. Manfred Stegger (Geschäftsführung BIVA) und 

Annette Stegger

Von links: Willi Zylajew, ehemaliger MdB (CDU), Katja 

Riedel, Referentin der bpa-Geschäftsführung, Ariane 

Russev, Dr. Georg Kippels, MdB (CDU), Mitglied im 

Ausschuss für Gesundheit und Nachfolger von Zylajew
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Zukunftstag Altenpflege und Altenpflegemesse  
in Hannover – Erfolgreiche Bilanz
Pflegereform, Pflegeausbildung und Fachkräftemangel im Fokus

Die Altenpflegemesse, die vom 8. bis 10. 

März 2016 in Hannover stattfand, konnte 

mit 28.000 Fachbesuchern die Zahl des 

Vorjahres erreichen. Parallel zur Messe 

wurde erstmalig der Zukunftstag Alten-

pflege durchgeführt. Im Mittelpunkt des 

Kongresses standen die Themen: Pflege-

reform, generalistische Pflegeausbildung 

und Fachkräftesicherung. Mit über 2.800 

Teilnehmern gab der Zukunftstag Alten-

pflege der Pflege eine starke Stimme. Der 

bpa beteiligte sich an zahlreichen Veran-

staltungen des Kongresses und war mit 

einem Messestand vor Ort präsent.

In seiner Eröffnungsrede betonte Karl-

Josef Laumann (CDU), Staatssekretär im 

Bundesministerium für Gesundheit, 

dass die Bundesregierung mit der Pfle­

gereform die richtigen Weichen für eine 

gute und menschenwürdige Pflege ge­

stellt habe. „Alle 2,6 Millionen Pflegebe­

dürftigen bekommen einen lebenslan­

gen Bestandsschutz. Die meisten Pflege­

bedürftigen erhalten durch die Reform 

sogar deutlich mehr Leistungen“, sagte 

der Pflegebevollmächtigte der Bundesre­

gierung. Jetzt käme es in erster Linie da­

rauf an, dass das Pflegestärkungsgesetz 

II auch angemessen in der Praxis umge­

setzt werde.

Er bedankte sich zudem ausdrücklich für 

die Ideen, den Mut und die Innovations­

kraft der Pflegebranche. Die Vielfältigkeit 

in der Pflegepraxis habe entscheidenden 

Anteil daran, dass die Altenpflege tagtäg­

lich verlässlich gestaltet werde. Im Ge­

gensatz zu Staatssekretär Laumann, der 

die Erfolge des Marktes hervorhob, Wett­

bewerb und Wahlfreiheit pries, sprach 

sich die Niedersächsische Ministerin für 

Soziales, Gesundheit und Gleichstellung, 

Cornelia Rundt, für eine stärkere Regulie­

rung des Marktes aus. Rundt behauptete 

sogar ein Versagen des Marktes aufgrund 

fehlender ambulanter Dienste in einigen 

Regionen. Zudem betonte sie, dass für 

eine erfolgreiche Zukunft der Pflege die 

Rolle der Kommunen deutlich gestärkt 

werden müsse. 

Viel Beifall bekam Gaby Köster für ihren 

Impulsvortrag während der Eröffnungs­

feier. Der Comedy-Star erlitt vor acht 

Jahren einen schweren Schlaganfall, der 

ihr Leben stark veränderte. Gaby Köster 

setzte sich für mehr öffentliche Wert­

schätzung des Pflegeberufs ein und sieht 

vor allem Verbesserungsbedarf im Be­

reich der Bezahlung der Pflegerinnen 

und Pfleger. 

Bei der sich anschließenden Podiumsdis­

kussion, die von Carola Ferstl moderiert 

wurde, stand ebenfalls die Reform der 

Pflegeausbildung im Mittelpunkt. Mehr 

als 1.000 Teilnehmer verfolgten während 

der Kongresseröffnung die kontrovers 

geführte Debatte rund um die Zusam­

menlegung der Pflegeausbildung. bpa-

Präsident Bernd Meurer diskutierte ge­

Kongressveranstaltung mit (von links): Rainer Wiesner, Herbert Mauel und Helge 

Haftenberger, Referent für Betriebswirtschaftliche Beratung, Diakonisches Werk 

Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz zum Thema „Problemlos von 

Pflegestufen zu Pflegegraden? Die Auswirkungen des neuen Pflegebedürftig-

keitsbegriffs in der Praxis“

Podiumsdiskussion zur Zusammenlegung der Pflegeausbildung: bpa-Präsident 

Bernd Meurer diskutierte mit Staatssekretär Karl-Josef Laumann, Dr. Thomas 

Kunczik (DBVA), Prof. Christel Bienstein (DBfK) und Ulrich Schneider (Der 

Paritätische) über die Zukunft der Pflege. 
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meinsam mit Staatssekretär Karl-Josef 

Laumann, Dr. Thomas Kunczik (DBVA), 

Prof. Christel Bienstein (DBfK) und Ulrich 

Schneider (Der Paritätische) über die Zu­

kunft der Pflege. 

Einig waren sich alle Diskutanten, dass 

mit der Pflegereform ein großer Durch­

bruch gelungen sei, auch wenn es nach 

wie vor viel Handlungsbedarf gebe. Die 

Debatte um die Reform der Pflegeberufe 

und die geplante Zusammenlegung der 

Pflegeausbildung bot allerdings Einiges 

an Zündstoff. 

bpa-Präsident Bernd Meurer, selbst 

Krankenpfleger, steht der geplanten Zu­

sammenlegung der Pflegeberufe kritisch 

gegenüber. „Die generalistische Ausbil­

dung bedeutet, dass es künftig nur noch 

Breitenwissen geben wird und die so 

dringend notwendigen Spezialkenntnis­

se auf der Strecke bleiben. Auszubilden­

den fehlt die Bindung an ihren Betrieb, 

künftig sind sie mit ständig wechselnden 

Einsatzorten konfrontiert und nur noch 

die Hälfte der Zeit im Ausbildungsbe­

trieb. Der sogenannte Vertiefungseinsatz 

ist ein Verflachungseinsatz und das Fach­

wissen und die Berufskompetenzen sol­

len sich die Fachkräfte nach der Ausbil­

dung auf eigene Kosten aneignen.“ Die 

aktuell positive Nachfrage in der Alten­

pflegeausbildung laufe Gefahr, durch die 

Generalistik ausgebremst zu werden.

Miriam von Bardeleben, Verlagsleiterin 

Altenhilfe im Vincentz Network, das den 

Leitkongress der Pflegewirtschaft initiiert 

hatte, zog ein positives Fazit: „Zukunft 

braucht starke Partner. Deshalb treiben 

wir mit dem Zukunftstag den notwendi­

gen Dialog im Schulterschluss mit allen 

maßgeblichen Partnern der Altenpflege 

Erstmalig fand parallel zur Altenpflegemesse der Zukunftstag Altenpflege statt, in dessen Rahmen die Messe im Beisein von viel 

Prominenz aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft eröffnet wurde. bpa-Präsident Bernd Meurer und bpa Arbeitgeberpräsident 

Rainer Brüderle sowie die bpa-Geschäftsführer Bernd Tews und Herbert Mauel bei der Eröffnungsveranstaltung in Hannover

voran und geben die erfolgskritischen 

Antworten auf die Herausforderungen 

unserer Branche gemeinsam. Mit dem 

Kongress haben wir einen wichtigen 

Schritt nach vorne gemacht.“ 

Die Kongressteilnehmer zeigten sich 

vom Zukunftstag Altenpflege begeistert. 

„Die Eröffnungsveranstaltung war ein 

guter Einstieg in eine fruchtbare Diskus­

sion um bessere Rahmenbedingungen 

für die Pflege“, sagte Heiko Langheim 

vom Seniorenheim Haus am Berg in 

Hasbergen. 

Der bpa-Messestand auf der Altenpflege 2016 war wieder ein beliebter Treff-

punkt für Mitglieder und Besucher 
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Am Vorabend der Altenpflegemesse in 

Hannover lud der bpa Arbeitgeberver-

band niedersächsische Vertreterinnen 

und Vertreter aus Politik, Wirtschaft und 

Gesellschaft zu einem Empfang ein. Die 

niedersächsische Sozialministerin Corne-

lia Rundt sprach ebenso wie der bpa Ar-

beitgeberpräsident, Rainer Brüderle, und 

der Vizepräsident des bpa Arbeitgeber-

verbandes Bernd Meurer ein Grußwort 

auf der Veranstaltung, die unter dem Mot-

to stand „Quo vadis Altenpflege 2016? – 

Eine sozialstaatliche Aufgabe im Span-

nungsfeld zwischen freiem Wettbewerb 

und staatlicher Auftragsverwaltung“.

Ministerin Rundt betonte in ihrem Gruß­

wort die Bedeutung der privaten Anbie­

ter für die Pflege in Niedersachsen, 

machte aber zugleich deutlich, dass sie 

sich für tarifliche Bezahlung einsetze und 

dadurch auch eine automatische Aufwer­

tung des Pflegeberufes erwarte. Dies sol­

le auch durch die geplante Pflegekam­

mer sowie durch weitere regulatorische 

Maßnahmen geschehen.

Rainer Brüderle betonte, dass es in Nie­

dersachsen ohne die privaten Pflegean­

bieter bereits einen Pflegenotstand gäbe. 

Sie seien es, die die Versorgung gerade 

in der Fläche sicherten. „Markt und Wett­

gelandschaft heraus und hob damit auf 

den Erhalt der Wahlfreiheit zwischen den 

einzelnen Angeboten ab. „Lassen Sie 

doch die Menschen selbst entscheiden, 

wo und von wem sie gepflegt werden 

wollen. Der Staat sollte ihnen das nicht 

vorschreiben“, so Meurer. Gleichzeitig 

warnte er vor der faktischen Abschaf­

fung der Altenpflegeausbildung durch 

das Pflegeberufsreformgesetz und ver­

wies auf die deutliche Haltung des bpa 

Arbeitgeberverbandes gegen die Pflege­

kammer.  ob

Ohne die Privaten wäre die Versorgung nicht gewährleistet
Empfang des bpa Arbeitgeberverbandes in Hannover

bewerb in der Pflege dürfen nicht behin­

dert, sondern müssen gefördert werden“, 

machte Brüderle deutlich. „Markt und 

Wettbewerb gehören wie die soziale Ver­

antwortung zu unserer erfolgreichen So­

zialen Marktwirtschaft.“ Wer das nicht 

beherzige, bekomme schnell ein Ein­

heitsgrau und jede Art von Innovation 

zum Wohl der Patientinnen und Patien­

ten ginge verloren.

Auch Bernd Meurer stellte die Rolle der 

privaten Anbieter für die Vielfalt der Pfle­

Niedersachsens Sozialministerin Cornelia Rundt eingerahmt von Rainer Brüderle 

und Bernd Meurer

Über drei intensive Kongresstage hinweg 

zeigten über 70 hochkarätige Referenten 

in 65 informativen Vorträgen und Work­

shops praxisnahe Optionen für die Fort­

entwicklung der Altenhilfe-Branche auf. 

Der bpa war maßgeblich an zahlreichen 

Workshops beteiligt. So referierten und 

moderierten die beiden bpa-Geschäfts­

führer Herbert Mauel und Bernd Tews  

u.a. zum PSG II und zum Pflegeberufsge­

setz. bpa-Präsidiumsmitglied Dr. Michael 

Faensen berichtete über die Möglichkeiten 

im ambulanten Bereich nach dem PSG II. 

Der baden-württembergische bpa-Lan­

desvorsitzende Rainer Wiesner gab Rat­

schläge aus der Praxis, wie Pflegeheime 

auf das PSG II reagieren sollten. Sein ba­

den-württembergischer Vorstandskollege 

Michael Wipp zeigte Wege bei der Entbü­

rokratisierung auf. Anja Hoffmann legte 

in ihrer Funktion als bpa-Landesbeauf­

tragte Berlin-Brandenburg dar, wie man 

bei der außerklinischen Intensivpflege 

rechtlich auf der sicheren Seite sei. Der 

Leiter der Landesgeschäftsstelle des baye­

rischen bpa, Joachim Görtz, erläuterte 

den Pflegering als bayerische Alternative 

zur Pflegekammer. Das einhellige Resü­

mee: Der Leitkongress der Pflegewirt­

schaft inspiriert und zeigt richtungswei­

sende Perspektiven für die Branche auf.

Die nächste Altenpflegemesse findet 

vom 25. bis 27. April 2017 in Nürnberg 

statt.  sj/ob
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Hauptstadtkongress  
Medizin und Gesundheit 2016

Beim diesjährigen Hauptstadtkongress Medizin und Gesundheit vom 8. bis 10. Juni 

2016 im City Cube Berlin stehen Innovationen wie E-Health, Telemedizin und Digita-

lisierung im Mittelpunkt des Geschehens. Ein weiterer Themenschwerpunkt ist die 

aktuelle Gesundheitspolitik und die vielen neuen Gesetze, die jetzt quer durch die 

Branche Einzug halten oder noch im Wartestand sind. Der bpa als Partner des Deut-

schen Pflegekongresses im Rahmen des Hauptstadtkongresses ist an zahlreichen 

Podiumsdiskussionen und Vortragsveranstaltungen beteiligt. Einzelheiten dazu ent-

nehmen Sie bitte dem Programmheft, das dieser bpa-Magazin-Ausgabe beiliegt. 

bpa-Mitglieder erhalten einen Sonderrabatt von 25 Prozent auf den Ticketpreis zum 

Deutschen Pflegekongress 2016, gültig beim Kartenerwerb unter http://www.haupt-

stadtkongress.de/deutscher-pflegekongress/anmeldung-bpa.html. 

Der bpa ist seit vielen Jahren auf dem 

Pflegekongress mit einem eigenen 

Messestand präsent (Aufnahme von 

2015). In diesem Jahr finden die 

Besucher den bpa-Stand in Halle B, 

Ebene 2, Standnummer 100.  

Dort treffen sich die Mitglieder bei 

einer Tasse Kaffee oder kalten 

Getränken zum Austausch über 

Neuigkeiten in der Pflegepolitik.  

Wir würden uns sehr freuen, Sie am 

bpa-Stand begrüßen zu dürfen.

Der Hauptstadtkongress Medizin und Gesundheit ist mit mehr als 8.000 Entschei­

dern aus Gesundheitswirtschaft und Politik die Leitveranstaltung der Branche. Ne­

ben Gesundheitsminister Gröhe, der den Kongress eröffnen wird, erwartet die Besu­

cher eine Vielzahl hochrangiger Vertreter aus Gesundheitspolitik und Gesundheits­

wirtschaft, wichtige Entscheider aus Verbänden und Krankenversicherungen, aus In­

dustrie und Kliniken, aus Medizin, Pflege und Wissenschaft und Spitzenvertreter 

nichtärztlicher Gesundheitsberufe.

Der bpa ist mit einem eigenen Messestand vertreten, dieser befindet sich in Halle B, 

Ebene 2, Standnummer ist 100. 

Weitere Informationen zum Kongressprogramm unter www.hauptstadtkongress.de



52

b
p

a.
p

rä
se

n
t

Mittwoch, 8. Juni 2016

14:00 bis 15:30 Uhr: 

Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff – Revolution zum Wohl 

der Patienten oder Erosion der Kosten zu Lasten von Hei­

men und Pflegediensten? 

16:30–18:00 Uhr: 

Telepflege: Effektives und effizientes Netzwerkmanagement 

für ambulante und stationäre Pflegeeinrichtungen 

Donnerstag, 9. Juni 2016

9:00 bis 10:30 Uhr: 

Strategische Beschaffung in der Pflege! Best-Practice-Bei­

spiele 

9:00–10:30 Uhr: 

Pflegeroboter ja oder nein? Neue Technologien und Helfer 

für Pflegekräfte und Patienten 

11:30 bis 13:00 Uhr: 

Das neue Pflegeberufegesetz: Altenpflege adé? Generalistik 

im Wartestand 

14:30 bis 16:00 Uhr: 

(Zahn-) Ärztliche Kooperationen mit Pflegeheimen – Viel er­

reicht, viel zu tun! 

16:30 bis 18:00 Uhr: 

Vom Flüchtling zur Pflegefachkraft – (wie) ist das machbar? 

Freitag, 10. Juni 2016

9:00 bis 10:30 Uhr: 

Dauerbrenner Entbürokratisierung: Wo stehen wir, und was 

sind die Herausforderungen für die Zukunft? 

9:00 bis 10:30 Uhr: 

Die Zukunft der ambulanten Versorgung: Kombination mit 

Wohngruppen und Tagespflege 

11:30 bis 13:00 Uhr: 

Was bedeutet Qualität? Wie bekommt man Wingenfeld, 

Pflegenoten, Qualitätsausschuss und IQTIG unter einen 

Hut? 

11:30 bis 13:00 Uhr: 

Wie gewinne ich Fachkräfte? Erfolgreiche Recruitingstrate­

gien im Fokus 

14:00 bis 15:30 Uhr: 

Zur Zukunft der Pflegeheime – Was will die Politik eigent­

lich?

Veranstaltungen mit Beteiligung des bpa
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Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des bpa

Pascal Tschörtner

Assistent in der Bundesgeschäfts­

stelle

Seit 1. März 2016 unterstützt Pascal 

Tschörtner die Arbeit des bpa als As­

sistent in der Bundesgeschäftsstelle. Er studierte Po­

litikwissenschaft und Öffentliches Recht in Erlangen, 

Nürnberg und Potsdam und war vorher im Bereich 

der politischen Kommunikation tätig. 

Den ersten Kontakt mit der Pflege sammelte er wäh­

rend eines Freiwilligen Sozialen Jahres in einer pri­

vaten Einrichtung in Großbritannien.  Das aus dieser 

Zeit stammende Interesse hat zu einem Fokus auf 

gesundheits- und pflegepolitische Aspekte während 

seines Studiums geführt. Er freut sich nun darauf, 

noch intensiver an den verschiedenen pflegepoliti­

schen Themen arbeiten zu können.

Alexandra Nuy

Landesreferentin für  

Nordrhein-Westfalen

Alexandra Nuy, frisch gebackene Wirt­

schaftsfachwirtin, ist bereits seit Febru­

ar 2009 in der Landesgeschäftsstelle Nordrhein-West­

falen als Verwaltungsmitarbeiterin tätig. Seit fünf 

Jahren koordiniert und organisiert sie die Abläufe in 

der Geschäftsstelle. 

Nun warten neue Herausforderungen in der Landes­

geschäftsstelle auf sie: Mit  ihrer umfassenden Erfah­

rung in der Verbandsarbeit und nach der langjähri­

gen erfolgreichen Mitgliederbetreuung steht sie seit 

15. März 2016 in ihrer neuen Funktion als Landesrefe­

rentin für die tatkräftige inhaltliche Unterstützung der 

Kollegen, aber auch für eigene Projekte und zukünfti­

ge Gremienarbeit zur Verfügung. Alexandra Nuy 

freut sich darauf, ihre Kenntnisse stets weiter auszu­

bauen und neue Ideen in die Verbandsarbeit einzu­

bringen.

Sandra Scharf 

Verwaltung Bundesangelegenheiten

Sandra Scharf hat am 7. September 

2015 ihre Tätigkeit im Team der Verwal­

tung Bundesangelegenheiten in Bonn 

aufgenommen. Dort verstärkt sie den Bereich Mit­

gliederverwaltung. Ihre kaufmännische Ausbildung 

absolvierte Sandra Scharf in der Schweiz. 

In ihrer bisherigen beruflichen Laufbahn war sie un­

ter anderem im Vertriebsinnendienst, in der Auftrags­

sachbearbeitung und in der Buchhaltung tätig. Sand­

ra Scharf blickt der neuen Herausforderung mit 

Freude entgegen.

Jan-Christoph Harnisch

Landesreferent für Rheinland-Pfalz

Seit 1. Dezember 2015 verstärkt Jan-

Christoph Harnisch als Landesreferent 

das Team der bpa-Landesgeschäfts­

stelle Rheinland-Pfalz. Der Jurist setzte schon wäh­

rend des Referendariats seinen Ausbildungsschwer­

punkt auf sozialrechtliche Themen. Im Anschluss 

daran absolvierte er erfolgreich den Fachanwaltslehr­

gang für Medizinrecht und war bis zu seiner Tätigkeit 

beim bpa mehrere Jahre bei der Verbraucherzentrale 

Rheinland-Pfalz beschäftigt. Dort war er für die Bera­

tung im sozial- und medizinrechtlichen Bereich ver­

antwortlich. 

Jan-Christoph Harnisch freut sich, die Kolleginnen in 

der Landesgeschäftsstelle zu unterstützen und seine 

beruflichen Erfahrungen für die Mitglieder einbringen 

zu können.
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Bundesgeschäftsstellen
Friedrichstraße 148 · 10117 Berlin
Geschäftsführer:
Herbert Mauel, Bernd Tews
Leiterin Justitiariat:
Ise Neumann
Leiter der Bundesgeschäftsstelle:
Axel Schnell
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit:
Pressesprecher/Leiter Verbands­
kommunikation
Olaf Bentlage
Susanne Jauch
Susanne van Cleve
Telefon: +49 30 308788-60
Telefax: +49 30 308788-89
bund@bpa.de

Verwaltung 
Bundesangelegenheiten:
Monika Weber-Beckensträter
Oxfordstraße 12–16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
info@bpa.de

Baden-Württemberg
Stefan Kraft
Mobil: +49 172 4154918
Sven Schumacher
Mobil: +49 173 2092456
Berthold Denzel
Mobil: +49 173 5222451
Christina Burkhardt 
Frank Lehmeier
Mobil: +49 1520 9240503
Sandra Schmidt
Mobil: +49 172 6138210
Marienplatz 8 · 70178 Stuttgart
Telefon: +49 711 96049-6
Telefax: +49 711 96049-70
baden-wuerttemberg@bpa.de

Bayern
Joachim Görtz
Mobil: +49 174 3463969
Stefan Hahnemann
Mobil: +49 173 9004059
Fritz Habel
Mobil: +49 173 7000943
Ilona Taylor
Mobil: +49 173 2062868
Falk Roßkopf
Christian Weiß
Westendstraße 179 · 80686 München
Telefon: +49 89 890448320
Telefax: +49 89 890448321
bayern@bpa.de

Berlin/Brandenburg
Anja Hoffmann
Mobil: +49 173 5186323
Sabrina Weiss
Mobil: +49 1522 1732243
Michael Martin
Mobil: +49 162 1343918
Grit Bethmann 
Kurfürstendamm 92 · 10709 Berlin
Telefon: +49 30 338475250
Telefax: +49 30 338475279
berlin@bpa.de
brandenburg@bpa.de

Ihre Ansprechpartner 

beim bpa

Bremen/Bremerhaven
Hannelore Bitter-Wirtz
Mobil: +49 171 6308609
Wachtstraße 17–24 · 28195 Bremen
Telefon: +49 421 68544175
Telefax: +49 421 68544177
bremen@bpa.de

Hamburg
Uwe Clasen
Mobil: +49 171 5021455
Sören Ahlf
Mobil: +49 174 1837313
Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg
Telefon: +49 40 25307160
Telefax: +49 40 253071629
hamburg@bpa.de

Hessen
Manfred Mauer
Mobil: +49 173 6022308
Sabine Söngen
Mobil: +49 172 9911727
Stefan Hißnauer
Mobil: +49 172 2438503
Oliver Hauch
Mobil: +49 172-4103485
Astrid Rücker
Schiersteiner Str. 86 · 65187 Wiesbaden
Telefon: +49 611 341079-0
Telefax: +49 611 341079-10
Hessen@bpa.de

Mecklenburg-Vorpommern
Sven Wolfgram
Mobil: +49 172 4154935
Carolin Reiher
Mobil: +49 172 5329688
Köpmarkt – Am Grünen Tal 19
19063 Schwerin
Telefon: +49 385 3992790
Telefax: +49 385 3992799
mecklenburg-vorpommern@bpa.de

Niedersachsen
Henning Steinhoff
Mobil: +49 162 1321678
Jens Krüger
Mobil: +49 173 6024877
Hinrich Ennen
Mobil: +49 174 3051402 
Stephan von Kroge
Mobil: +49 173 9138325 
Michael Lorenz
Christian Stollmeier
Herrenstraße 3–5 · 30159 Hannover
Telefon: +49 511 123513-40
Telefax: +49 511 123513-41
niedersachsen@bpa.de 

Nordrhein-Westfalen
Norbert Grote
Mobil: +49 174 3463968
Hans-Peter Knips
Mobil: +49 162 1343919
Michael Siering
Mobil: +49 173 1792829 
Kirsten Hinz 
Mobil: +49 173 2751623
Ulrich Kochanek
Mobil: +49 173 6434880
Christine Strobel
Mobil: +49 162 1311314
Alexandra Nuy
Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 211 311393-0 
Telefax: +49 211 311393-13
nordrhein-westfalen@bpa.de

Rheinland-Pfalz
Jutta Schier
Mobil: +49 173 2063932
Jan-Christoph Harnisch
Elisabeth Krautter
Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 88032-0
Telefax: +49 6131 88032-10
rheinland-pfalz@bpa.de

Saarland
Angela Eicher
Mobil: +49 173 7464956
Heinrich-Barth-Straße 18 
66115 Saarbrücken
Telefon: +49 681 9488840
Telefax: +49 681 9488842
saarland@bpa.de

Sachsen
Antje Stefan
Mobil: +49 162 1341356
Olaf Schwabe
Mobil: +49 173 7053759
Rudolf Pietsch
Mobil: +49 172 2009392
Alter Amtshof 2–4 · 04109 Leipzig
Telefon: +49 341 2110530
Telefax: +49 341 2110531
sachsen@bpa.de

Sachsen-Anhalt
Daniel Heyer
Mobil: +49 172 2690689
Annette Schmidt
Mobil: +49 172 4154939
Haeckelstraße 9 · 39104 Magdeburg
Telefon: +49 391 24358630
Telefax: +49 391 24358659
sachsen-anhalt@bpa.de

Schleswig-Holstein
Franz Bettinger 
Mobil: +49 171 6538350 
Roland Weißwange
Mobil: +49 174 3427564
Kay Oldörp
Mobil: +49 174 3327860 
Maja Schendel
Mobil: +49 160 6698384
Hopfenstraße 65 · 24103 Kiel
Telefon: +49 431 66947060
Telefax: +49 431 66947089
schleswig-holstein@bpa.de

Thüringen
Thomas Engemann
Mobil: +49 172 3167969
Mathias Räder
Haarbergstraße 61a · 99097 Erfurt
Telefon: +49 361 6538688
Telefax: +49 361 6538689
thueringen@bpa.de
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Seminare
Regine Arnhold
Oxfordstraße 12–16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
seminare@bpa.de

bpa Europavertretung
c/o Deutsche Sozialversicherung  
Europavertretung
Rue d‘Arlon 50 · B-1000 Brüssel
europa@bpa.de
Tel. +49 30 30878860
Fax +49 30 30878889

bpa Servicegesellschaft
Servicegesellschaft mbH des 
Bundesverbandes privater Anbieter 
sozialer Dienste e.V.

Hauptgeschäftsstelle
Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 93024-0
Telefax: +49 6131 93024-29
Hotline: 0800 5005225
info@bpa-servicegesellschaft.de
Geschäftsführer
Michael Diehl
diehl@bpa-servicegesellschaft.de
Leiter Pflegesatzwesen
Christian Dix
dix@bpa-servicegesellschaft.de

Nord
Nico Kling
Mobil: +49 176 106 15 115
kling@bpa-servicegesellschaft.de
Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg
Telefon: +49 40 253071620

Süd
Michael O. Haile
Mobil: +49 173 2133448
haile@bpa-servicegesellschaft.de
Thomas Geier
Mobil: +49 173 7301238
geier@bpa-servicegesellschaft.de
Westendstraße 179 · 80686 München
Telefon: +49 89 57879857
Telefax: +49 89 57879858

West
Gunnar Michelchen
Mobil: +49 173 6575550
michelchen@bpa-servicegesellschaft.de
Arnaud Liminski
Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 211 1593082
Telefax: +49 211 1713082

Ost
Nico Kling
Mobil: +49 176 106 15 115
kling@bpa-servicegesellschaft.de
Stephan Prellberg
prellberg@bpa-servicegesellschaft.de
Mehringdamm 66 · 10961 Berlin
Telefon: +49 30 30111066
Telefax: +49 30 78718941
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Hans-Jürgen Erhard
Rudolf-Wild-Str. 102 · 69214 Eppelheim
Telefon: 0800 5005225
Telefax: +49 6221 539727
versicherungen@bpa-servicegesellschaft.de

Konzeptionen
Marlies Enneking
Meyers Grund 14 · 49401 Damme
Telefon: 0800 5005225
Telefax: +49 5491 7296
konzeptionen@bpa-servicegesellschaft.de



Eine 
starke Gemeinschaft
privater Anbieter

der Verband der privaten Pflegeeinrichtungen mit mehr  
als 9.000 ambulanten und stationären Mitgliedseinrichtungen. 
Mehr als jede dritte Pflegeeinrichtung ist Mitglied im bpa.


